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Das deutſche Volk hat durch den Weltkrieg weit in
der Ferne und in der Heimat viele Gräber, an denen es

am Oſterfeſte in wehmütiger Erinnerung ſteht. Zu
dieſen ſind in den letzten Wochen neue Gräber hinzu

über den Tod

der

lange Kriſis in

dar, wenn ſie von S
beſtritten werden, da

Zuſammen

ſpringen dem Willen breiter Schichten auf der rechten
Seite unſeres Volkes, im neuen Staate die Methoden
des alten anzuwenden. Die in der Sozialdemokratie

organiſierte Arbeiterſchaft ſoll wie früher von den
Staatsgeſchäften ferngehalten:
werden. War das ſchon im alten Reiche ein ungeheurer

den lehten Jahren dem Deutſchen Reiche wertvolle

wollen ſie die beiden Rechtsparteien (wobei man für
die Volkspartei die Frage ſtellen darf: wie lange
noch?) im Reich
Hier liegt die eigentliche Urſache, weshalb eben

Regierungsbildungen wie die Kandidatenaufſtellung
ur Reichspräſidentſchaft ſo verwickelte und ſchwierige
Angelegenheiten ſind. Denn weder das Zentrum, noch
die Demokraten denken daran, den einſeitigen Auf
faſſungen der

Reichslandbundes. Am Hſterfeſte ſollten ſich die in
allen Lagern der Wähler vorfindenden vernünftigen

Bergleute bei Dortmund vorüber, ſo haben wir
den Tod von achtzig deutſchen Soldaten, die in ihrem

Beruf ihr Leben geopfert haben zu beklagen. Es
ſcheint leider ſo, als ob wir Deutſchen nur bei großen

Tragödien von einem einheitlichen Strom des Emp
ſindens beſeelt würden.

Denn auf dem Gebiete der Politik ſieht es ganz
nur nach Gegenſatz, Streit, ja Haß aus. Die monate-

Preußen iſt zwar kurz vorOſtern wieder einmal gelöſt worden; es ſragt ſich in
eſſen, auf wie lange. Es iſt leicht möglich daß das

eußenvolk, obwohl ſein wie aller anderer deutſcher
nme Bedarf Neuwahlen gewiß reichlich ge

deckt iſt, in kurzer Zeit wieder wählen müß Neu
hahlen werden nur zu umgehen ſeinechtsparteien den bei der erſten Präſidentenwahl

ich zum Ausdruck gekommenen Willen des Volkes
pektieren und nicht aus partei olitiſchen Gründen

hiederum ein Kabinett der Weimarer Koalition
ürzen.

Dex Aufmarſch zur Reichspräſidenten
a hl iſt im weſentlichen ebenfalls kürz vor den Oſter
gen beendet worden. Die Rechtsparteien ſtellen den

Zuſammenhang zwiſchen der Bildung des Preußen
Kabinetts und der Aufſtellung des früheren Reichs
kanzlers Marx zur Reichspräſidentſchaft zu äußerlich

andel reden. Es ſoll gar nicht
die Wahl des Miniſterpräſi

denten Braun mit der Nominierung von Marx im
ang ſteht; aber dieſer Zuſammenhang iſt
egründet als in dem Satz: Ich gebe, was

gibſt du?
Die d n Kämpfe im Reiche und in Preußen

haben ihre tiefſte Urſache nicht in perſönlichen Ehr
geiz oder perſönlichem Machtſtreben, ſondern ſie ent

ſie ſoll diffamiert
nationaler Fehler, ſo iſt es in der demokratiſchen Re
publik darüber hinaus ein Verbrechen. Die Sozial
demokratie hat neben allen Fehlern im einzelnen in

Dienſte geleiſtet Sie iſt auch jetzt immer noch bereit,
ich zur Förderung der Geſämtheit unter Zurück
ſtellung ihres Klaſſencharakters zu betätigen. Trotzdem

und in den Ländern ausſchließen.
ſowohl

Sozialdemokratie Konzeſſionen zu
machen. Aber ſie denken ebenſowenig daran, angeſichts
des Klaſſenkampfes der Schwerinduſtrie und des

Perſönlichkeiten darauf beſinnen, daß nicht die Zer
reißung, ſondern die Gemeinſchaft, nicht der Haß, ſon
dern die Gerechtigkeit die Grundlage jeden geſunden
Lebens ſind. Das Leben iſt nicht hen gewiß nicht
dreigeteilt, wie der kürzlich verſtorbene Anthropoſoph
Steiner gelehrt hat. Das Leben iſt einheitlich. Und
Wie das geiſtige Leben und das materielle Leben

wollen gegenſeitig aufeingnder wirken, aber ſo, daß
das geiſtige die tiefſten Kräfte und die höchſten Ziele
ſchafft, ſo iſt es auch im politiſchen Leben der Nation
Es iſt einheitlich, und was in ſeiner geiſtigen Seite
richtig iſt, iſt es auch auf dem Gebiete der Wirtſchaft,
der Finanzen und Staatspolitik. Gemeinſchaft und

Gerechtigkeit ſind trotz aller widerſtrebenden Mächte
die Leitſter e geſunder Nationalpolitik.

Der bevorſtehende Endkampf um die Präſidentſchaft

wenn endlich

vollen Wege der Wiedergewinnung

iſi d du
Vorſtand und Ausſchuß der Deutſchen Demokra

tiſchen Partei haben in übereinſtimmenden Beſchlüſſen,
gemeinſam mit den beiden anderen Parteien der Wei
marer Koalition, den Reichskanzler a. D. Wilhelm
Marx als Kandidaten für die Reichspräſidentſchaft
aufgeſtellt.

Wir danken noch einmal unſerem Kandidaten des
erſten Wahlganges, dem Staatspräſidenten Hellpach,
für den Arbeitseifer und die Ueberzeugungstreue, die
er im Wahlkampfe trotz ſchwierigſter Umſtände be
kätigt hat. Wir hätten gewünſcht, Hellpach als gemein
ſamen Kandidaten der verfaſſungstreuen Parteien ge
wählt zu ſehen.

Wir bedauern, daß es nicht zu einer Vereinbarung
gekommen iſt, der ſich al le Parteien, die für die Er
haltung und Feſtigung des en Staates praktiſch
eintreten, anſchloſſen. An Bemühungen, ein ſolches
Abkommen zuſtande zu bringen, haben wir es vor dem
erſten und zweiten Wahlgang nicht fehlen laſſen. An
uns liegt es nicht, wenn dieſe et en geſcheitertſind. Partetegotſuſwhe und perſönliche Voreingenom

menheit von anderer Seite haben ſie verhindert.

Wir waren und ſind der Meinung, daß an der
höchſten Stelle des Reiches ein Mannr muß, der die Erhaltung und Fort
ildung der heutigen Staatsform und

der Weimarer Reichsverfaſſung ernſt
haft will. Der Reichspräſident darf keinKlaſſen vertreter ſein. Er darf nicht der vor
geſchobene Vertreter von Abſichten ſein, die auf eine
Rückwärtsrevidierung der demokratiſchen Republik, auf
eine Aushöhlung des Geiſtes des neuen Staates hin
arbeiten. Der Reichspräſident muß ein Mann ſein,
der das deutſche Volk auf dem ſchwierigen und dornen

der äußeren Frei
heit und Gleichberechtigung ruhig und entſchloſſen
weiterführt. Er muß auch in den noch kommenden

außen politiſchen Schwierigkeiten eine klare Führung
haben und darf nicht abhängig ſein von zwar gut na
tionalen, aber politiſch unreifen Verbänden, die mehr
Temperament als Verſtand haben.

Es erwies ſich als unmöglich, mit den rechts vom
Zentrum ſtehenden Parteien einen ſolchen Kandidaten
zu gewinnen. Jmmer wieder erwies ſich bei ihnen der
Parteigeiſt und die Klaſſengeſinnung ſtärker als der
Wille, ganz und ausſchließlich der Nation und dem
Staat zu dienen. So blieb nur die Weimarer
Koalition als Grundlage eines Volks
blocks. Sie hat durch den unter ſchwierigſten Ver
hältniſſen geführten Wiederaufbau Deutſchlands eine
nun ſechsjährige Gemeinſchaftsarbeit geleiſtet, die der
Wiedererſtehung und Freimachung einer geachteten
deutſchen Nation den Weg bahnt. Ohne den Verzicht
auf viele eigene Wünſche und Hoffnungen im Inter
eſſe des Reiches und der Geſamtheit iſt eine Einigung
nicht möglich.

Der gemeinſame Kandidat, Reichskanzler a. D.
Wilhelm Marx, entſpricht in vollem Umfange den
oben dargelegten Eigenſchaften, die ein Reichspräſident
in den kommenden ſieben Jahren entwickeln muß.
Marx hat in ſeiner Zeit als Reichskanzler gezeigt, daß
er den Weg zu einer neuen deutſchen Zukunft klar er
kennt. Er hat ſich im Jnlande und im Auslande das
Vertrauen und die Autorität erworben, die zum

an

in
Für die Reichspräſidentſchaft Marr!

unumwundene Erklärung folgenden

III

Wiederaufſtieg des Reiches und der Wirtſchaft unent
behrlich ſind.

Teile unſerer Anhängerſchaft ſtehen, wie wir wiſſen,
der Wahl eines Zentrumsmannes zum Reichspräſi
denten nicht ohne ſt Bedenken gegenüber. Sie be
fürchten, ſein Einfluß könne zugunſten einer anti
liberalen Kulturpolitik gusgenutzt werden. Nach reif
lichſter Erwägung hielten unſere Parteiinſtanzen dieſe
Bedenken nicht für ausſchlaggebend. Wir kennen Marx
aus jahrelanger gemeinſamer politiſcher Arbeit. Wir
wiſſen: wie der verſtorbene Worte Ebert als Reichs
präſident kein ſozialiſtiſcher Parteipolitiker geweſen iſt,
ſo wird. Marx als Präſident kein Zentrumspolitiker,
ſondern ein Führer des geſamten Volkes ſein. Die
Kulturfragen liegen mit ihrem Schwerpunkt nicht im
Reich, ſondern in den Ländern. Die Rechte hat ſich
ſchon im Auguſt 1924 bereit erklärt, Marx das Amt
des preußiſchen Miniſterpräſidenten zu geben, ein Amt,
von dem aus ein viel ſtärkerer Einfluß auf die Kultur
politik des größten deutſchen Landes ausgeübt werden
konnte als von der Reichspräſidentſchaft aus. Jn ſeiner
erſten Kundgebung nach der n e Rarx eine

ortlauts ab

gebeben: e„Mein ganzes Leben hindurch habe ich mich um
die Wahrung und Pflege der hohen Güter chriſtlicher
und deutſcher Kultur bemüht. Gerade in dieſer Ar
veit wuchs in mir die Erkenntnis, wie reich und

vielgeſtaltig das kulturelle Leben unſeres Volkes iſt,
wie aus den ſtarken Kräften der Ueberlieferung ge
ſundes neues Leben treibt, wie ſehr jedwede echte
Ueberzeugung Achtung verdient, unddaß ein ruhiges Zuſammenleben nur verbürgt
werden kann, wenn der Staat die Ge
wiſſensfreiheit ſeiner Bürger gewährleiſtet, und wenn das Volksleben von
e Rückſichtnahme und Duldſamkeit er
üllt iſt.“
Wir wiſſen, daß wir in kulturpolitiſchen Fragen

andere Ueberzeugungen haben als Marr und ſeine
Partei. Dieſer Gegenſatz wird auch weiter beſtehen.
Wir werden weiter in Kulturfragen einen freien und
entſchiedenen Liberalismus vertreten. Aber wir wollen
keinen Kulturkampf, keine Unterdrückung unſerer katho
liſchen Mitbürger, keine Herabſetzung der nationalen
Ueberzeugungstreue derjenigen, die kulturpolitiſch
anders ſtehen. Auch haben wir als liberale Kultur
politiker kein Intereſſe daran, das Zentrum in die
Bundesgenoſſenſchaft der kulturellen Reaktionäre von
rechts zu treiben. Nichts wäre für jeden liberalen Ge
danken gefährlicher als ein ſolches Bündnis.

So fordern wir unſere Anhänger auf,
ehrlich und vffen für den andidatendes Volksblocks, Herrn Reichskanzler
a. D. Marx, zu arbeiten. Seine Wahl ſichert den
neuen Staat, ahnt die allmähliche Wiedergewinnung
der deutſchen Freiheit nach außen, ſichert den Wieder
aufbau einer leiſtungsfähigen Wirtſchaft, die das Volk
ernähren und ihm den gerechten Anteil an den Lebens
gütern verſchaffen kann, auf den es nach ſeinen
Leiſtungen mit Recht Anſpruch erhebt.

Die Deutſche Demokratiſche Partei.
Koch. Erkelenz. Bäumer. Hieber. Fiſcher.

eine neue Verleumdungs-Kampagne gegen einen der
n Mitarbeiter von Marx und damit gegen ihn
ſelbſt an. Es ſcheint ſeit einigen Monaten ſo, als ob
die Verdächtigung der perſönlichen Ehre zu den Re
quiſiten des politiſchen Kampfes gehören, obwohl die
Erfahrungen, die man im Kampfe gegen die Sozial
demokratie damit gemacht hat, die Hoffnung auf Er
folg dämpfen ſollten. Eine Hauptwaffe gegen Marx
wird aus dem Gebiet der Konfeſſion und der Re
ligion genommen werden. Man wird katholiſche
Wähler einzuſchüchtern verſuchen durch die Ausmalung
eines Bündniſſes mit der „glaubensloſen“ Sozial
demokratie. Und in evangeliſchen Kreiſen wird man
gegen die katholiſche Kirche und das Zentrum Sturm
laufen. Ohne die Taktloſigkeit vieler Sozialdemokraten
gegen die hiſtoriſche Form der Religion und ihr über
lebtes Unverſtändnis für das Weſen der Religion
überhaupt zu überſehen, muß doch der religiöſe Menſch
die Frage erheben, ob das kirchliche und religiöſe Leben

lebendig iſt und nicht weithin bei äußerem Takt des
wirklichen Jnhaltes bar iſt. Ferner; Haben denn die
Rechtsparteien, z. B. beim Konkordat en
Bayern oder bei der Schulge ſetzgebung im
Reich und in den Ländern nicht ganz weſentliche
Forderungen des Zentrums übernommen und durch
geführt und haben ſie, als ganzes geſehen, auf dieſem
Gebtete, wie dem der perſönlichen politiſchen
Reinheit das innere Recht, anzuklagen? Wahrheit
und Gerechtigkeit gebieten, dieſe Frage zu verneinen.

Die Wahl des früheren Reichskanzlers Marx zum
wird eine Probe auf Lieſe Auffaſſung ſein. Schon fängt Reichspräſidenten würde ohne

auf der Seite der Jarresparteien überall echt und

weifel auf dem Ge

biete der äußeren Politik keine weitere Er
ſchwerung bedeuten, ohne daß man an ſie, zumal an

ſchwengliche Hoffnungen zu knüpfen braucht. Die
Pläne, welche der Reichsaußenminiſter zurzeit mit
den europäiſchen Kabinetten erörtert, ſind ſo ſchwierig
und weitgreifend, daß er jede Verhandlung im Reichs
tag und im Auswärtigen Ausſchuß hinauszuſchieben
trachtet. Daß die Alldeutſchen und Konſervativen be
reits Sturm laufen gegen einen Sicherheitspakt,
kann man ebenſowohl nach ihrer früheren taktiſchen
Haltung verſtehen, wie nach den Gefühlen, welche an
geſichts des mit dem Sicherheitspakt gegebenen Ver
zichtes auf das deutſche ElſaßLothringen und
Eupen-Malmedy das ganze deutſche Volk er
füllen. Es wird uns allen ſchwer, darein zu willigen,
aber wir können nicht anders, wenn wir die deutſchen
beſetzten Gebiete jemals wieder frei bekommen wollen.

Es ſei denn, daß man an die Nützlichkeit oder auch
nur Möglichkeit eines neuen Krieges denkt. Unſere
Oſterhoffnungen für eine zukünftige freie deutſche Na
tion beruhen auf dem Glauben an den Sieg des
Recht s über Willkür und Gewalt und auf der Ein
ſicht in unſere militäriſche Wehrloſigkeit. Ueber dieſen
Glauben ſpottet man, was entſchuldobar iſt, wenn
man allein auf die Gegenwart ſieht. Jndeſſen, keine
Gräbesplatte iſt ſtark genug, die Auferſtehung zu hindern, wenn ein Leben vorübergehend geopfert, ne

iſt von den ewigen Kräften der Gemeinſchaft, des
Rechtes und der Wahrheit. Daran gilt es, nicht
allein zu glauben ſondern dafür muß gekämpft, er
zogen und gelebt werden.

mehrfach der Wille kund getan worden, die Autorität

zu wählen

geſichts der politiſchen Unſicherheit in Frankreich, über

arg
des Volksblocks.

Von unſerem Berliner Mitarbeiter.
Der Parteiausſchuß der Deutſchen Demokratiſchen

Partei hat ſich in ſeiner Sonntagsſitzung für Wilhelm
Marx als den Reichspräſidentſchaſtskandidaten des
Volksblocks entſchieden. Dieſer Beſchluß der höchſten
demokratiſchen Partelinſtanz war eine Notwendigkeit
der Stunde, er entſprang der klaren politiſchen Ver
nunft. Die Demokratiſche Partei hatte mit dem Kopfe
und nicht mit dem Herzen zu entſcheiden. Der Ent
ſchluß entſtand aus der vorhandenen politiſchen
Situation heraus. Von demokratiſcher Seite iſt ja

des Reichspräſidenten dadurch zu erhöhen, daß ein
Mann aufgeſtellt würde, der mit einer überwältigenden
Mehrheit hätte Se werden können. Aus dieſem
Grunde iſt der Vorſchlag der Kandidatur Simons ge
macht worden. Und als dann Geßler als Kandidat
genannt wurde, erklärte ſich die Demokratiſche Partei
bereit, für ihn einzutreten. Die Kandidatur Geßler
ſcheiterte an den privaten Wünſchen Streſemanns und
an dem engen Parteihorigont der Deutſchen Volks
partei. Angeſichts dieſer Haltung der im Järres-Block
vereinigten Parteien iſt es von Bedeutung daß auch
ein Mann wie Geßler auf dent Boden des e Se
ſchluſſes der Weimarer Koalitionsparteien ſteht. n
Parteien haben in Deutſchlands ſchwerſter Zeit na
dem Kriege zuſammengeſtanden; ſie haben am Neuba n
des Deutſchen Reiches gearbeitet. Sie haben die Arbeit
um des Volkes willen geleiſtet während die Oppoſit-
tionsparteien mit Beſchimpfungen, Verleumdungen
und ſchlimmeren Dingen gearbeitet haben. Es iſt nur
natürlich, daß dieſe Weimarer Parteien ſich auch jetzt
wieder zuſammengefunden haben, denn die Arbeits
gemeinſchaft dieſer Parteien hat ſich voll bewährt. Wie
richtig der Beſchluß der Weimarer Koalition war, das
zeigen ja gerade die Wutausbrüche, die ſeit der Nomi
hierung von Marx laut geworden ſind. Keine der
drei Weimarer Parteien denkt daran, ihre Selbſtändig-
keit aufzugeben. Etwas anderes iſt es aber, wenn ſie
ſich jetzt zur Erreichung eines beſtimmten politiſchen
Zieles zuſammengeſunden haben. Die Jntrigen der
Rechtsparteien, um das Zuſtandekommen des Volks
blocks zu verhindern, ſind ſchmählich geſcheitert. Nun
möchte man gar zu gern die Wahlausſichten für Mar
als dem Kandidaten des Volksblocks verkleinern. Na
angeblich zuverläſſigen Schätzungen will man wiſſen,
daß 30 bis 50 Proz. der für Braun abgegebenen Stim
men für Marx fehlen würden. Einige Aeußerungen
ſozialdemokratiſcher ſächſiſcher Zeitungen hat man groß
aufgemacht, obgleich dieſe Blätter längſt in die repübli
kaniſche Front eingeſchwenkt ſind. Das Zentrum gar
ſoll ſich ſpalten. Es wird aber nur zu deutlich daß
W. der Wunſch des Gedankens Vater iſt, und dieſer

zunſch wird ganz ſicher nicht in Erfüllung gehen
denn die Zentrumswählerſchaft hat ſchon am 29. März
gezeigt, daß ſie entſchloſſen iſt, den Kurs Marx inne-
zuhalten. Jetzt, wo es den Rechtsparteien angenehm
iſt, macht man eine große Sache auch aus dem Be
denken, die in gewiſſen demokratiſchen Kreiſen gegen
Marrx laut geworden ſind. Daß ſolche Bedenken be
ſtanden haben, braucht gewiß nicht geleugnet zu wer
den. Wenn man ſich trotzdem jetzt für Marx ent
ſchieden hat, ſo iſt das ein Zeichen für die politiſche
Reife der Demokratie und für die politiſche Diſziplin
der Demokraten. Es gilt, Marr als Reichspräſident

i Und genau ſo wie Ebert als Sozialdemo
krat dieſes Amt überparteilich geführt hat, beſteht kein
Grund, daran zu zweifeln, daß auch der Zentrums
niann Marx das Reichspräſidentenamt überparteilich
führen wird.

Marrx ſelbſt hat ja in der Anſprache, die er bei der
Uebernahme der Kändidatur gehalten hat, davon ge
ſprochen, daß er religiöſe re üben wolle. Er
hat auch gegenüber dem Vertreter der „Neuen Freien
Preſſe ausdrücklich hervorgehoben, daß ſein höchſter
politiſcher Grundſatz der der Toleranz ſei. So treten
wir ein in den Kampf für den Kandidaten des Volks
blocks und alle Parteien der Weimarer Koalition haben
nun die Pflicht dafür zu ſorgen, daß dieſer Kandidat
mit einer möglichſt großen Mehrheit gewählt wird.

Wie ſieht es nun auf der andern Seite aus? Der
Rechtsblock, genannt Reichsblock, hat der Weimaret
Koalition den ſchärfſten Kampf angeſagt. Das iſt das
einzig Poſitive, das bisher aus den endloſen Be
ratungen des Reichsblocks herausgekommen iſt. Der
Führer des Reichsblocks, der Reichspräſidentſchaſts
kandidat, iſt aber bisher noch nicht zu erblicken, und
es wird auch wohl noch eine Weile dauern, bis er aus
der Taufe gehoben iſt. Inzwiſchen haben wir nun
wieder die Epiſode Hindenburg erlebt. In der Stunde
höchſter Not haben beſtimmte Kreiſe des Reichsblocks
Hindenburg als Reichspräſidentſchaftskandidaten auf
ſtellen wollen. Dieſe Organiſation der Rechtsparteien
ſcheute nicht davor zurück, auch den greiſen General
feld marſchall in den Wahlkampf hineinzuziehen. Wir
hätten auch dieſen Kampf nicht zu ſcheuen brauchen
Wir hätten vollends darauf verzichten können, den
Retter Oſtpreußens in die Debatte zu ziehen, denn
hätte glatt genügt, dem deutſchen Volke das Ver



Verſailler Frieden kann die ſpätere Geſchichtsſchreibung

Abwehr der reformatio in pejus.
e S rauche nur zu erinnern an die Abſicht des Völker

e gleich vier iſt.
ich

Aber leider iſt die Welt heute noch nicht ſo weit, daß
das möglich

Etappen dafür heißen: Garantiepakt, Genfer
Protokol!,bedeutete das Genfer Protokoll

vorher vorgelegten Garantiepakt

windliche- Barriere geſchaffen werden, aber leider war

Recht eine Gaſſe zu brechen, denn der Anſpruch auf
von Verträgen und territorialer Grenzen

ſo
Kungsverfahren aller vöolkerrechtlichen Konflikte aus

S er.wWweilen geſcheitert. Es entſprach in ſe

Durim Ser
alter der ewigen Fehden herauszukommen. Es iſt des

Femverträge zurückkehrt, die als eine vorbereitende Stufe
dem ewigen Landfrieden von 1495 vorausgegangen

Bezirk Deutſchland Ruhe geben und die Fehde zum
Verbrechen ſtempeln.

etwaige Friedensbrecher mit vereinten Kräften nieder

Vertrag würde ihm in bezug auf Elſaß- Lothrin-

Haltet
9
Diſziplin!

der Rechtsparteien vor Augen zu führen, das Verhalten
dieſer Parteien, denen jedes, aber auch jedes partei
politiſche Mittel zum Zweck heilig iſt. Der Verſuch der
Rechtsparteien iſt fehlgeſchlagen und die Ablehnung
die aus Hannover kam, hat die Entmutigung der
Rechtsparteien nur noch vergrößert. Es hilft alles
Richts, nun muß vorausſichtlich Jarres, der Reſerve
mann, wieder ins Treffen geſtellt werden. Die Art
freilich, wie der Reichsblock mit Jarres verfahren hat,
iſt alles andere als würdig zu nennen, aber darüber
mag ſich ja ſchließlich Herr Jarres mit dem Reichs
block ſelbſt auseinanderſetzen. Wenn Jarres jetzt
abſolut ſeine Niederlage haben will, ſo ſoll er ſie
haben. Auf die Stimmen der Bayertiſchen Volks
partei hat er ſowieſo nicht zu rechnen, zudem ſoll ja
Hitler beabſichtigen, den General Ludendorff wieder
herauszuſtellen. Gegenüber dieſer Situation und an
geſichts der inneren Geſchloſſenheit des Volksblocks iſt
es natürlich kein Wunder, wenn die Kurfürſten des
Loebell Ausſchuſſes in der letzten Woche zu Schwarz-
ſehern geworden ſind. Und wenn jetzt Jarres wieder
aufgeſtellt wird, ſo geſchieht das einfach aus dem
Gründe, weil man keinen andern Kandidaten hat
finden können, und weil eben einer aufgeſtellt werden
muß.

Wenn jetzt auch dem Reichsblock das Rückgrat ge
brochen iſt, und wenn am Siege des Volksblockkandi
daten nicht mehr gezweifelt werden kann, ſo iſt es doch
die Aufgabe aller Republikaner, mit allen Kräften für
Marr ein zutreten. Mit Marx ſiegt die Republik und
der Sieg der Republik muß ſo glänzend wie nur irgend
möglich geſtaltet werden.

Der Gicherheitspalt.
Von

Profeſſor Dr. Walter Schücking,
Mitglied des Reichstags.

Wie vorauszuſehen war, läßt der Friede von Ver
ſailles, ſo paradox das von einem Friedensvertrage
klingt, die Welt nicht zur Ruhe kommen. Unſere Gegner
hatten der Welt ein neues Zeitalter geſicherten Rechts
ſriedens während des Krieges tauſendſach verſprochen.
Heute wird kein ehrlicher Mann unter ihnen leugnen
können, daß Sorge und Unruhe wegen künftiger, noch
viel furchtbarerer Kataſtrophen in unſeren Tagen
tauſendmal größer iſt, als vor dem Weltkrieg Eine
Zeit lang hat der franzöſiſche Nationalismus unterSenat den kindiſchen Verſuch gemacht, die in Ver

ſailles nicht gelungene Befriedüng auf dem Wege zu
erreichen, daß dieſer Friede uns gegenüber noch ver
e Deutſchland noch weiter ren werde.
Die ganze Außenpolitik der erſten fünf Jahre nach dem

Deutſchlands unter dem Geſichtspunkt zuſammenfaſſen
Dieſe Gefahr iſt

auch heute noch nicht vollſtändig überwunden, ich

Pundsrats, zur Kontrolle unſerer Abrüſtung ſtabile
Elemente in das Rheinland zu bringen. Aber im
Hinblick auf die einſtmalige h ng eines fepa
ratiſtiſchen Banditentums in den RHeinlanden durch
den de ehe können wir heute feſtſtellen, daß jene
Gefahr blaſſer geworden iſt. Statt der weiteren Zer
ſtückelnng Deutſchlands ſucht man nach anderen Wegen

ur Befriedung Europas. Der kürzeſte, ſicherſte und
Varſte Weg wäre nun offenbar der, daß man den Frieden von Kerſaltes ſtatt ihn zu verſchlechtern, ver
Peſſerte. 4 habe mir bei Annahme des Friedens in

eich geſagt, da tdie wirtſchaſtlichen, als in
Weimar das leichter ſein würde inbezug auf ezug auf die
territorialen Beſtimmungen. Die e ehe hat nun
einmal ihre eigenen Geſetze, und alle Kraft der Ba
taillone ändert nichts an der Tatſache, das zweimal

Jn dieſer Erkenntnis hat tatſäch
das Londoner Protokoll mit einer Neuordnung der

Ding e Beſtimmungen einen verheißungsvollen
Anfang gemacht.

Wenn die Welt von der Vernunſt regiert würde,
ſo müßten jetzt die Staatsmänner Europas zu
ammenkommen und alleſamt mit einem ebenſo guten

Verrr wie ihn Herriot, Mac Donald und Marx in
ondon gezeigt haben, die territorialen Be

ſt i revidieren,ſtimmungen des Friedens
wäre. So ſtrebt man nach anderen

Löſungen, die Europa den Frieden geben ſollen. Die

Sicherheitspakt. Unzweifelhaft
egenüber dem unshen einen weſent

lichen Fortſchritt. Hier ſollte für den Krieg eine unüber

hier nicht gleichzeitig beabſichtigt, dem natürlichen

te von dem vorgeſehenen obligatoriſchen Schlich

eſchloſſen ſein. Da die engliſchen Dominien Einſpruche e haben, ſcheint heute das l Protokoll einſt
nen letzten Zielen

aus dem allgemeinen Landfrieden, den man 1495
eutſchen Reiche aufgerichtet hat, um aus dem Zeit

halb nur eine ne Konſequenz, daß man heute zu
Gedanken jener territorialen Landfriedens

ſind. Sie waren zeitlich und räumlich beſchränkt undlen für eine gewiſſe Dauer und für einen gewiſſen

Offenbar iſt das auch der Grundgedanke
Sicherheitspaktes, der jetzt von Deutſche
Land für den Weſten angeboten iſt. Dieſes Angebot

eht ſchon durch den Mangel einer zeitlichen Beſchrän
kung und durch die Tatſache, daß auch nicht auf Grund
eines Plebiſzits ein Krieg ſoll unternommen werden
Hürfen, weit hinaus über die Vorſchläge,
die ſeinerzeit der Reichskanzler Cun o Frankreich

atte machen laſſen. eng unbeſchränkte Zeit müſſen
ann alſo alle auftauchenden Konflikte in einem vor

geſehenen friedlichen Verfahren geſchlichtet und der

eſchlagen werden. Käme dieſer Sicherheitspakt zu
ſtande ſo würden damit die Grenzen die uns der Ver
ailler Friede im Weſten gezogen hat, ſtabiliſiert
ein. Wir hätten politiſch die Rheinlande end G

lich nach menſchlichem Ermeſſen für Deutſchland
Hauernd geſichert. Frankreich wäre damit aber auch
eine weſentliche Konzeſſion gemacht; denn ein ſolcher

riedensdiktat. Vach außenhin würde die Revindi

Die Aufgaben
des nſtigen Präſidenten.

In der heutigen Beſprechung der Vertreter der im
Volksblock vereinigten Parteien erklärte ſich Reichs
kanzler a. D. Wilhelm Marx zur Annahme der
Reichspräſidentſchaftskandidatur mit
folgenden Ausführungen dankend bereit:

Mein Entſchluß, mich für die Wahl des Reichs
präſidenten zur Verfügung zu ſtellen, iſt mir nicht
leicht geworden. Die hohen Aufgaben, mit
denen das deutſche Volk in der Reichsverfaſſung den
Reichspräſidenten betraut hat, erfordern von dem Jn
haber dieſes Amtes höchſtes Verantwortung s

gefühl und treueſte Pflichterfüllung.
Ich danke den deutſchen Männern und Frauen, die zu
mir das Vertrauen haben, daß ich meine ganze Kraft,
vhne Rückſicht auf meine Perſon und irgendeine Partet,
für das Wohl von Volk und Reich einzuſetzen bereit
bin. Die höchſte Pflicht des Mannes, den das deutſche

Volk als ſeinen Vertrauensmann zum hohen Amt des
Reichspräſtdenten beruft, iſt der Schutz und die
Wahrung der Verfaſſung, aus der ihm ſeine
Rechte und Pflichten erwachſen. Jn freiem Ent
ſchluß zu dem ſich das deutſche Volk aus dem Zu
ſammenbruch aufgerafft hat, bekannte ſich das deutſche

Volk zum Volksſtagate, zur Republir. Auf
gabe des Staatsoberhauptes muß es ſein, dieſen
Willen des Volkes zu achten und zu ſichern. Auf dieſen

Grundfeſten der Verfaſſung ſoll ſich in Freiheit und
gegenſeitiger Duldung unſer nationales, wirtſchaft
liches und kulturelles Leben entfalten.

Unſer aller Streben muß darauf gerichtet ſein, das

öffentliche Leben rein zu halten und vor
Zerſetzung ſeiner inneren Kraft zu bewahren Je
ernſter dieſes Streben das ganze Volk in allen ſeinen
Schichten beſeelt, um ſo ſicherer wird es zu erkennen
vermögen, was der Geſundung, dem Wiederaufſtieg
dienen will, aber um ſo entſchiedener wird es auch
alle unlauteren Machenſchaſten von ſich weiſen, die
nicht Reinigung, ſondern Beunruhigung
und Verhetzung bezwecken. So lange ich po
litiſch tätig bin, iſt es immer mein Ziel und Streben

Frankreich um ſo wichtiger als innerpolitiſch Frankreich
heute des elſaß-lothringiſchen Problems noch keines
wegs Herr geworden z Die von Frankreich bei den
Handelsvertragsverhandlungen verſuchte Löſung der
aus dem franzöſiſchen Wiedererwerb hervorgegangenen
wirtſchaftlichen Schwierigkeiten, wongch wir die Aus
fuhr Elſaß-Lothringens auf uns nehmen ſollen, ob
gleich man uns das Land volitiſch genommen hat, iſt
für die Dauer jedenfalls unmöglich. Zu den fraglichen
h Schwierigkeiten, die ſich daraus für das
unglückliche Land ergeben, geſellen ſich aber auch die
ſcharfen Gegenſätze zwiſchen der antiklerikalen Politik
Frankreichs und den ſtreng religioſen Anſchauungen
eines großen Teils der Landesbewohner. Auch von
dieſem Gegenſatz weiß man heute noch nicht, wie er
daüernd überwunden werden ſoll. Um ſo wichtiger iſt
es für Frankreich, ſich nach außen hin im Beſitz des
Landes zu feſtigen. Wer in den Reichtum altdeutſcher
Kultur, der namentlich im Elſaß zu ſinden iſt, jemals
r nur einen flüchtigen Einblick hat tun können, dem
wird das Opfer auf der Seele brennen, das hier im
Intereſſe der Sicherung der Rheinlande von uns ge
bracht werden ſoll

Es ſcheint undenkbar, daß Frankreich trotzdem einen
ſolchen Sicherheitspakt im Weſten ſür uns noch mit
Forderungen belaſten könnte, die eine materielle An
erkennung der durch das Verſailler Diktat im Oſten
geſchaffenen willkürlichen Grenzen vbedeuten würde.
Hat man den polniſchen Stagt nicht nur des
halb auf Koſten der deutſchen Nation künſtlich aus
gedehnt, um ſich ſelbſt vor Deutſchland dadurch zu
ſichern? Kein verſtändiger Menſch denkt daran, die
Polniſche Nation, der in der Geſchichte von den euro
päiſchen Großmächten unſagbares Unrecht zugefügt iſt,
ihrer wirklichen nationalen Grenzen zu verauben, aver
wenn Frankreich jetzt an ſeiner Oſt und unſerer
Weſtgrenze eine Sicherung erlangte und zu uns all
n. in ein normales n Verhältnis träte,
ſo hätte es doch keinen Grund mehr, im Oſten
Deutſchlands unter allen Umſtänden und für alle
Zeiten Verhältniſſe ſtabiliſteren zu wollen, die un
natürlich und ungerecht ſind. Kein Menſch
verlangt von Frankreich, daß es darum ſeine Smpa
thien und ſeine Intereſſen von Polen abwendet, aber
Frankreich darf auch nicht von Deutſchland verlängen,
daß es ſich für den Oſten zu einer deſinitiven Abſchrei-
bung ſeiner natürlichen Rechte verpflichtet. Ein ſolcher
Verkrag iſt innenpolitiſch unmöglich und würde auch
außenpolitiſch keinen Dauerwert haben, da
r e in Deutſchland hinter ihmn de.
Die theoretiſch beſte Löſung, daß ſofort ein grund
ſätzlicher territorigler Ausgleich im Oſten ſtattfände,
erſcheint heute leider noch nicht diskutierbar Deutſch
land ſtrebt aber nach einem Modus iendt, der Frank
reich daxüber beruhigen ſoll, daß es keine Politik der
Jewalt zur Korrektur ſeiner Oſtgrenzen beabſichtigt.

Das heutige Deutſchland iſt ja nicht nur außerſtande,
in abſehbarer Zeit jemals wieder einen Krieg zu
führen, ſondern es zweifelt auch mit Recht daran daß
aus einer Politik der Gewalt mag ſie auch nur zur
Verwirklichung unverzichtbarer und unleugbarer ma ürS eine ganz andere Poſition geben als das Verſailler

kation dieſes Landes, wie di Franzoſen es nennen,

ſozuſagen noch einmal legitimiert werden. Das iſt für

geweſen, unſer ſo tief zerriſſenes Volk zu geineinſamer
Arbeit am Wohle des Vaterlandes zuſammenzuführen.
Mein Glaube, daß ſich das deutſche Volk nicht nur im
Kriege, ſondern auch im Frieden als eine un
lös liche Schickſals gemeinſchaft einmal er
kenne, ſfühlen und betätigen wird, iſt ſo unerſchütter
lich, wie mein Vertrauen auf Deutſchlands
Zukunft Dieſem Ziel werden wir näher kommen,
je mehr es uns gelingt, unſer ganzes öffentliches
Leben mit wahrhaft demokratiſcher Geſin
nung und ſozialem Geiſte zu durchdringen.
Fühlen wir uns wirklich innerlich miteinander ver
bunden als ein Volk, dem in ſeiner tauſendjährigen
Geſchichte Glück und Leid in reichſtem Maße zuteil
geworden iſt, und das ſich jetzt wieder einmal aus
tiefer Not zu neuer Geltung und Größe emporringen
muß; dann werden wir uns auch über alle Punkte,
wirtſchaftliche und ſoziale Gegenſätze, ſowie über alle
Unterſchiede des Glaubens und der Weltanſchaltung
hinaus gern und freudig die Hände reichen Mein
ganzes Leben hindurch habe ich mich um die Wahrung
und Pflege der hohen Güterſchriſtlicher und
deutſcher Kultur bemüht. Gerade in dieſer
Arbeit wuchs in mir die Erkenntnis, wie reich und
vielgeſtaltig das kulturelle Leben unſeres Volkes iſt.
Wie aus den ſtarken Kräſten der Ueberlieferung ge
ſundes neues Leben, wie ſehr jedwede echte Ueber
zeugung Achtung verdient, und daß ein ruhiges Zu
ſammenleben nur verbürgt werden kann, wenn der
Staat die Gewiſſensfreiheit ſeiner Bürger
gewährleiſtet, und wenn das Volksleben von gegen
ſeitiger Rückſichtnahme und Duldſamkeit erfüllt iſt.
Jn dieſem Geiſte zu wirken, wird mir ſtets eine der
vornehmſten Pflichten ſein. Wir brauchen dieſen
inneren Frieden vor allem deshalb, weil wir immer
noch vor der ſchweren Aufgabe ſtehen, den äußeren
Frieden ſichern zu müſſen. Wie ich Ziele und
Wege der deutſchen Außenpolitik ſehe, darüber
habe ich durch meine Arbeit im Dienſte des Reiches
volle Klarheit geſchaffen. Das deutſche Volk will
die Verſtändigung im Geiſte der Gerech
tigkeit und wahrhafter Selbſtbefriedi
gung, ein Ziel, das nur erreicht werden kann, wenn

das Recht der Völker auf Freiheit und
Selbiſtbeſtimmung gewahrt vleibt. Darum
müſſen wir alles daran ſetzen, daß der Bevölkerung der
beſetzten Gebiete die endliche Freiheit wird und daß
allen unſeren Volksgenoſſen das Recht der ſtaatlichen
Selbſtbeſtimmung zugeſtanden wird, das andere
Völker für ſich in Anſpruch nehmen.

Deutſchland ſich vereit erklärt, mit Polen einen
Schiedsgerichts- und Vergleichsvertragabzuſchließen, der auch für den Oſten den Verzicht auf alle Methoden der Gewalt bedeutet und die
Möglichkeit eröffnet, daß alle Konflikte für die Zu
kunſt in einem geordneten friedlichen Verfahren bei
gelegt werden könnten. Wie der vraktiſche Erfolg dieſes
Schrittes auch ſein mag, ſo viel kann ſchon heute ge
agt werden, daß er weſentlich dazu beigetragen hat,edaeraiſche Poſition Deutſchlands in der Welt zu
ördern.

Hemokratiſterung
der Schule.

Hermann Kapphan.
Es geht der Ruf nach dem Diktator aus der deut

ſchen Jugend, einem Meſſias gilt ihre Sehnſucht, der
mit Ate- Hand die Zügel ergreife und ſchon durch
ſein Auftreten die Feinde erzittern mache, der vor allem
der republikaniſchen Mißwirtſchaft ein Ende bereite
und neue, herrliche Zeiten herbeiſühre. Jhm iſt ſie ge
willt, ſich ſchrankenlos zu unterwerfen, glücklich, unter
ſeinem ſtarken Schirm ſich geborgen zu wiſſen, erfreut,
daß wieder eine Obrigkeit da ſei, der man gehorchen
dürfe. Sie ſehnt ſich nach Unterordnung unter einen
Willen, unter eine Perſon. Kann man ſich etwas Un

natürlicheres, Unjugendlicheres denken Gewiß, es iſt
etwas Schönes, in einem mächtigen, angeſehenen

Staate zu leben; es war die Tragik der deutſchen Re
publik daß ſie in einem Augenblick ins Leben krat, wo
zu imponierender Haltung und Geſte keine Möglichkeit
beſtand. Es iſt natürlich daß die Jugend ſich für den
Weg entſcheidet, Der die nationale Befreiung am
ſchnellſten herbeiführt. Die Diktatur ſcheint die ein
fachſte und beſte Löſung zu ſein, das Opfer der eigenen
Meinung muß eben gebracht werden. Aber wird dieſe
Hingabe dieſer Verzicht auf eigene Perſönlichkeit als
Opfer empfunden? Augenſcheinlich nicht. In England
wäre bei gleichen Verhältniſſen eine ſo weit gehende
Selbſtentäußerung ganz unmöglich. Die Urſachen
müſſen tiefer liegen, ſie ſind in der Erziehungsarbeit
der deutſchen Schule zu ſuchen. Es iſt ſchon oft darüber
Klage geführt worden, daß der Geſchichtsunterricht an

Fahrwaſſer des Saäbelraſſelns, monarchiſtiſcher und
imperialiſtiſcher Tendenzen bewege. Treitſchke
Carlyle ſind letzte Autorität: treibende
Faktoren in der Geſchichte ſind nicht die Völker,
d großen Männer, die die Schlachten ſchlag

ie

Fri
en undn auf die Knie zwingen. Muß nicht das Wort

edrich des Großen

Es wäre ja ein Wunder, wenn die alſo belehrte Ju
gend nicht nach dem Diktator rieſe. Vollends wo

den höheren Lehranſtalten ſich noch immer im alten

und
und handelnde s

ſondern

e n „alles für das Volk, nichts durch
das Volk jeden Widerſpruch zum Schweigen bringen S

ſt

ß es d
etwas Selbſtverſtändliches b

trachtet. Walther Rathengau hat darüber
ſeinem ergreifenden Werk An Deutſchlands Jugend
folgendes Urteil gefällt. Das Abhängigkeilsbedürſn
iſt eines der ſchwerſten Hemmniſſe jedes inneren un
äußeren Aufſtiegs; es iſt der politjſche Kardinalfehle
unſeres Volkes

Plato Und Sokrates an, was Co

Vo

der Kan
nacht

Abordnu

olkspa

tigt t
ſechtsbl

iſt, a
meniits, Rouſſegn, Peſtalozzi, was Fichte gefordert erhobe
lebendige Erziehung des Menſchen, wurde aufgeno
men; der Not gehorchend, nicht dem eigenen Trieb
entſchloß man
gute Miene zum böſen Spiel. Jnzwiſchen hat man
Lon dem damaligen Schreck wieder erholt, die politiſ-
Konſtellation hatte ſich geändert, und ſo vante ma
ſtillſchweigend wieder ab, was an hofſnungsvollen An
ſätzen vorhanden war. Die Reaktion marſchiert, ſt
hat ihren Hort in den Schulen. Die deutſche Repubt

wird Be Grunde gehen, wenn ſie nicht
der Wurzel packt. wenn ſie den alten Schlendrian
weiter währen läßt, wenn ſie nicht Sorge irägt fü
eine Neugeſtaltung des Schulweſens auf freterer, dem
kratiſcher Grundlage. Die Schüler ſollen teilhaben ar
der Verantwortung und deshalb mit herangezogel
werden zur Schulverwaltung. Sie ſollen mitbeſtimmen
dürfen in Fragen von prinzipieller Bedeutung; der
freien Entfaltung der Perſönlichkeit ſollen keine
Schranken geſetzt werden. Unſer an Perſönlichtet

das Uebel ar

zeigen,
bildner,

ſtehend aus einem
dann nicht mehr das alleinige Requiſit von wie bisher
unreifen Menſchen gereifter und zu tatenfroher
Arbeit bereit, treten die n Leute ins Leben
hinaus. Das Vaterland erhält ſo wirkliche Staate
bürger, keine Untertanen, Männer, die das „Herren
tum des Wollens zur eigenen Verantwortung beſitzen
die die allein wahre und ihrer würdige Bindung nicht
erblicken in Unterordnung unter einen Diktator oder in
Monarchenkult, ſondern im Dienſt am Volke, im Auf
gehen in der Volksgemeinſchaft. Demokratie
ſierung der Schuke, dann wird der Ruf nach
dem Diktator von ſelbſt verſtummen!

Demokraten!
Euer Parteiblatt iſt der

„Polltiſche Wegeſſer“
Werbt Abonnenten unter Mitgliedern

und Freuden!lic er Rechte ausgeübt werden, I noch ein Segen
für ein Volk erwachſen kann. In dieſem Sinne hat ddie Demcrkratie, alſo das ſouverane Volk, ſo eng

ſteht in einem Kampf um Sein Und Nichtſein a
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Miniſterpräſident Braun aufgeſtellt und mit 220

wird jetzt amtlich bekanntgegeben. Eine Ueberraſchung

würde. Durch den neueſten Gewaltſtreich der Deutſch
nationalen iſt das Beſtehen des Blocks ganz und gar in
Frage geſtellt, und wenn es wirklich gelingt, ihn not

daten zu den größten Un wahrſcheinlich

die ErwägunPerſonen g
die Maske abgeworfen und der vollen Oeffentlichkeit

iſt am Dienstagvormittag mit den Vertretern der

Abordnung von deutſchnationalen Herren zur Deutſchen

der Kandidatur Hindenburg zu erlangen.
zunächſt hervor, oder genauer geſagt, dadurch wird be
ſtatigt, was man ohnehin ſchon wußte, daß die in dem

Jarres Hindenburg im Grunde genommen der Gegen

Zurückgeſetzten. Obwohl die Deutſchnationale Volks

Den Parteien iſt, iſt es ihr weder beſchieden geweſen, im

einen Mann gus ihrer Mitte präſentieren dürfen
ſo geſchah das offenbar in der Exwägung, daß dieſer
eine Kleinigkeit links von ihr ſtehende Kändidat viel

leicht imſtande ſein werde, Wähler mobil zu machen, die

29. März dieſe Spekulation als verfehlt nachgewieſen

M aänlaſſung, eine Kandidatur, die ſie ſelbſt für eine

r der übrigens in dieſem
erhoben haben, in Wahrheit nur als ein deutſch
nationaler Kandidat zu betrachten, als der Exponent

glied angehört.

Nu

Geßlers zerſchlagen hat. Bis zum Dienstagmorgen

Bemerkung gegen Hindenburg. gewandt, es ſei von
e Wichtigkeit, „daß dieſer große Mann in aller Zukunft
als das Gewiſſen unſerer Nation daſteht, als der Na

Hindenburg in die Niederungen des Wahlkampfes
e

der Deutſchnationalen Volkspartei, politiſch wie wirt
ſchaftlich. Die rechtsgerichtete Berliner Börſenzeitung

hat ja bereits ausgeplaudert, daß die Deutſchnationalen
ſich bei ihrem Vorſtoß gegen Jarres der t

Gnade und Ungnade überliefert. So ſagt man wohl

entſcheidet.

einiger Spannung den Ausgang des Kampfes auf der

GDonnerstag, 9. April 1925

Von unſerem Berliner Mitarbeiter.
Hat der Volksblock eigentlich noch nötig, für die

Präſidentenwahl ſchweres Geſchütz gegen den Rechts
hlock anzufahren? Die Herren vom Rechtsblock be
keiten ja ſelbſt ihre Niederlage ſo gründlich vor, daß
ſie der Gegenſeite kaum noch etwas zu tun übrig laſſen.
Her Kampf um den reaktionären Präſidentſchafts
fandidaten unter der Parole „Hie Jarres, hie
Hindenburg!“ wird mit einer ſolchen Energie ge
ührt, daß auch ein ſtärkeres Gebilde als der Rechts

Plock dabei die empfindlichſten Schädigungen erleiden

bürſtig zuſammenzuleimen, dann iſt er zum mindeſten
moraliſch ſo geſchwächt, daß ein un ſeines Kandi

eiten gehört.
Was iſt geſchehen Bisher ſuchte man im Rechts

block nach außen hin den Eindruck zu erwecken, daß
es ſich bei der Entſcheidung entweder für Jarres oder
ſür Hindenburg um eine reine Perſonenfrage handle,
Und daß den Ausſchlag für dieſen oder jenen lediglich

zu geben habe, welche von dieſen beiden
re Anziehungskraft auf die Wähler

ausuübe. Aber nunmehr haben die Deutſchnationalen

kundgetan, daß nicht ſowohl ein Streit um Perſonen
auf der Tagesordnung ſteht, ſondern daß hierbei vor
allem ſachliche Gegenſätze ausgefochten werden ſollen.
Der Parteivorſtand der Deutſchnationalen Volkspartei

deutſchnationalen Landesverbände zu einer Sitzung zu
ſammengetreten und Hat beſchloſſen, die Kandidatur
Hindenburg zu „fördern“. Zu dieſem Zwecke iſt eine

Volkspartei geſandt worden, um deren ne zu
ieraus geht

Rechtsblock führenden beiden Parteien in heftigem
Kampf miteinander ſtehen, und daß der Gegenſatz

ſaß Deutſchnationale Deutſche Volkspartei iſt. Je
länger, je mehr fühlen ſich die Deutſchnationalen in
dem Bündnis mit der Deutſchen Volkspartei als die

Partei zahlenmäßig die ſtärkere der beiden rivaliſieren

Reichskabinett den Kanzler zu ſtellen, noch hat ſie bei
der Reichspräſidentenwahl für den erſten Wahlgang

Wenn ſie für die Kandidatur Jarres eingetreten iſt,

für einen deutſchnationalen Bewerber nicht zu haben
geweſen wären. Nachdem aber der Wahlausfall am

hat, ſehen die Deutſchnationalen nun weiter keine Ver

u unter
en Volks

indenburg.
Daß ſie es über ſich gewinnen, gerade dieſen Mann

rauszuſtellen, iſt nur ein Zeichen dafür, daß ſie den
eldherrenruhm Hindenburgs lediglich als Deckmantel

für ihre egoiſtiſchen Ziele auszunutzen ſuchen. Hinden
ahre 78 Jahre alt wird,

ſt, nachdem ihn die Deutſchnationalen auf den Schild

Durchfallskandidatur halten, noch weiter
ſtützen, und ſie verlangen nun von der Deut

einer Partei, der er ja auch als eingeſchriebenes Mit

Was werden nun die Volksparteiler tun? Solange

at demgemäß auch die StreſemannPreſſe mit aller
ntſchiedenheit an Jarres e ehalten und beiſpiels

weiſe die Nat.Lib. Cor. hat mit der ſcheinheiligen

tionalheros, deſſen Name zu heilig iſt, um in die
Niederungen eines Wahlkampfes gekragen zu werden
Wird deſſen ungeachtet die Deutſche Volkspartei dem
Kommando ihres großen Bruders Folge leiſten und

erabziehen? Die Partei ſteht vor einer großen Ent
cheidung, die über die Präſidentſchaftsfrage weit hin

ausgeht. Denn es iſt klar, wenn ſie ſich jetzt der Deutſch
nationalen Volkspartei unterwirft und deren Macht
anſprüchen nachgibt, dann hat ſie ſelbſt als unabhängige
Partei ausgeſpielt, dann iſt ſie nur noch ein Anhängſel

der

Schwerinduſtrie und des Reichslandbundes zu erfreuen
haben. Gibt die Deutſche Volkspartei nach, dann hat
ſie ſich auch dieſen Wirtſchaftsgruppen endgültig auf

kaum zuviel, wenn man behauptet, daß ſich in dieſen
Stunden die ganze Zukunft der Deutſchen Volkspartei

Die verfaſſungstreuen Wähler werden natürlich mit

Rechten verfolgen. Aber ihre Stellungnahme wird da
durch in keiner Weiſe beeinflußt werden, denn ſie
wiſſen, daß Rechtsblock gleichbedeutend iſt mit Reaktion,
und daß es ſich bei der Kandidatenaufſtellung dort
drüben nur darum handelt, ob der reaktionäre Wahl
bewerber mit einem größeren oder einem kleineren
Feigenblatt vor die Wähler tritt.

Politiſche Vocenſchan.

Vei der 5. Miniſterpräſtdenten
wahl

im Preußiſchen Landtag wurde wiederum der frühere

von 450 gültigen Stimmen im erſten Wahlgange glatt
gewählt. Braun hat die Wahl angenommen und wird
bis zum 28. April (bis zu dieſem Tage hat ſich der
Landtag vertagt) ſein Kabinett zuſammenſtellen und
dann vor das Plenum treten. Man hofft beſtimmt, die
für das Vertrauensvotum erforderliche einfache Mehr
heit hierbei zu erhalten. Denn vor einer Landtags
auflöſung hat man in den Reihen des Rechtsblocks
die größte Angſt.

Die Zuſammenſetzung
des preußiſchen Kabinetts Braun
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gewechſelt hat. Wie erinnerlich, waren die Sozial
demokraten ſeinerzeit damit einverſtanden geweſen, daß
von Herrn Marx nur ein einziger ihrer Parteigenoſſen
in das Miniſterium berufen wurde. Das war der
Jnnenminiſter Severing, der als Fachminiſter be
trachtet wurde, und der ſich tatſächlich durch ſeine lang
jährige erfolgreiche Tätigkeit als Miniſter des Jnnern
zu einem Fachminiſter erſten Ranges herausgebildet
hat. Jetzt iſt durch den Miniſterpräſidenten Braun der
zweite Sozialdemokrat in das Kabinett hineingekom
men. Die Demokraten ſind parteimäßig in dem Mi
niſterium durch Dr. Höpker-Aſchoff als Finanzminiſter
und Dr. Schreiber als Handelsminiſter vertreten. Man
wird es dieſen beiden Herren und insbeſondere Herrn
Dr. HöpkerAſchoff hoch anrechnen müſſen, daß ſie ſich
nach dem, was vorausgegangen, dem neuen Kabinett
wieder zur Verfügung geſtellt haben. Wenn ſie einer
wohlberechtigten Verſtimmung nicht Raum gegeben
haben, ſo iſt dies wahrhaſtig nicht um der Sozialdemo
kratie willen geſchehen, ſondern mit Rückſicht auf das
Wohl des Staatsganzen, das verhängnisvoll darunter
gelitten hätte, wenn eine Partei ihr Preſtige höher ein
geſchätzt hätte, als die Forderungen einer ſtaatserhal-
tenden Politik. Zweifellos werden auch die Sozial
demokraten aus den Jrrungen und Wirrungen der
letzten Tage eine heilſame Lehre ziehen und ſich nicht
wieder zu einer Taktik hinreißen laſſen, deren Un
geſchicklichkeit ihnen ſelbſt alsbald klar geworden iſt.

Zur Reichspräſidentenwahl
iſt für den zweiten und entſcheidenden Wahl
gang von den republikaniſchen Parteien auf
Grund gemeinſamen Beſchluſſes der frühere
Reichskanzler Marx aufgeſtellt worden. Die
noch in ſpäter Stunde vom Reichskanzler Dr.
Luther unternommenen Verſuche, den jetzigen Stell
vertreter des verſtorbenen Reichspräſidenten ohne
Appell an das Volk durch eine vom Reichstag
zu beſchließende Verfaſſungsänderung einfach auf
ſieben Jahre als Reichspräſidenten einzuſetzen, mutzten
ſich ſelbſtverſtändlich, und zumal ſie in letzter Minute
erfolgten, zerſchlagen. Erſt jetzt, da die Rechts
parteien vor einer endgültigen Niederlage im Kampf
um den Reichspräſidentenpoſten ſtehen, ſcheint ihnen
ein Verſtändnis dafür aufzugehen, daß der Vorſchlag,
den die Demokratiſche Partei ſchon beim erſten
Wahlgange mit dem Namen Dr. Simon s machte,
doch ſein Gutes gehabt haben würde.

Was der Rundfunk ſendet.
Das Rätſelraten im Rechtsblock, wer für den

2. Wahlgang als Kandidat auf den Schild gehoben
werden ſoll, iſt anſcheinend endlich vorbei. Lange ge
nug hat es gedauert, und es iſt alles verſucht worden,
einen anderen ſtarken Mann zu finden. Da aber
nichts klappte, iſt Herr Jarres wieder als Lückenbüßer in die Breſche geſtellt worden. Neben ihm wird
auch Herr Ludendorff wahrſcheinlich wieder als
Anwärter auftreten. Warum nicht! Knapp 300 000
Männlein und Weiblein hat er beim T. Wahlgange um
ſich verſammelt. Das genügt ihm, um einen zweiten
Strauß zu wagen. Als Politiker kann man ſich in
dieſer Hinſicht einen beſcheideneren Menſchen nicht gut
denken. Wir wünſchen alles Gute, denn man mußdie Dinge und Menſchen nehmen, wie ſie nun einmal
re Frankreich hat ſeinen Foch und wir haben

udendorff. Der einzige, der im Rechtsblock über
die Wiederaufſtellung des Herrn Jarres Freude emp
finden wird, iſt ſicher Herr Streſemann. Denn
wenn ſein ützling wieder für die Beſetzung des
Reichspräſidentenpoſtens erkürt iſt, kann man im
deutſchnationalen Lager nicht gut die ſcharfe Kritik
fortſehen, die Herr Streſemann wegen ſeines Sicher
heitsangebots zu hören bekommen hat. Den Pro
tektor als derte en und den Schützling
gleichzeitig als „fſtarken“ Mann hinzuſtellen, verträgt
ſich nicht gut zuſammen. Alſo erhält Herr Streſemann
eine Akempauſe bewilligt, und es wird Burgfriede
herrſchen zwiſchen ihm Und ſeinen deutſchnationalen
Freunden bis zur Erledigung der Reichspräſidenten
wahl. Dann aber wird es dem Außenminiſter nicht
gut ergehen. Und als eine beſondere Bosheit des
Geſchickes wird er es empfinden, daß die Minierarbeit
gegen ihn von rechts kommt, trotzdem er gerade nach
dieſer Seite hin der ſtets Gefällige geweſen iſt.
Bülow wünſchte ſich als Nachruf: „Hier ruht ein
agrariſcher Kanzler.“ Was wird ſich Streſemann als
„republikaniſcher“ Außenminiſter wünſchen

Wie das Kreistagswahlgeſetz
ausſehen ſoll.

In dem Entwurf des Kreistagsgeſetzes, das der
preußiſche Landtag zurzeit berät, finden ſich Beſtim
mungen über das Wahlverfahren, die auf Umwegen
eine Art indirekte Wahl wieder einführen ſollen. Es
handelt ſich um die in dem Entwurf vorgeſehene Unter
teilung der Landkreiſe in kleine Unterwahlbezirke; es
ſollen dabei beſondere Liſten mit einer gewiſſen An
zahl von Unterſchriften aus den betreffenden Kirch
pielen eingerichtet werden. Es iſt das Verdienſt des
emokratiſchen Abg. Dr. Grzimek, in der24. Sitzung des preußiſchen Landtages darauf hin

gewieſen zu haben, daß dieſe Beſtimmungen lediglich
im Jntereſſe der Reaktion liegen und daß
die demokratiſche Fraktion die allergrößten Bedenken
egen den erwähnten Vorſchlag habe. Dieſe Be

timmung berückſichtige nicht, daß in weiten Gegenden
reußens, insbeſondere im Hſten, aber auch in anderen
egenden, ein derartiger geſellſchaftlicher und wirt

ſchaäftlicher Boykott im politiſchen Kampf herrſcht und
beſonders von ganz rechts ſo ſtark gefördert wird, daß
es faſt unmöglich ſein känn, in vielen Gegenden auch
nur drei Unterſchriften für Vorſchläge in kleinen Teilen
des Kreiſes aufzubringen. Daß die kleinen Handwerker
ihre Unterſchriften nicht darunter ſetzen können, wenn
ſie nicht ihre Arbeit verlieren wollen, iſt klar. Auch für
Lehrer iſt es ſchwer, die das riskieren. Der Jnſpektor,
wenn er es wagt, demokratiſch zu ſein, und die Unter
ſchrift gibt, fliegt. Ebenſo muß der Landarbeiter, wenn
er unterſchreibt, beim nächſten Ziehtermin ziehen.
Das ganze iſt nichts weiter als ein Verſuch der Reak
tion, auf Schleichwe gen die Macht in den Kreis
tagen wieder in die Hände zu bekommen.

die Ablehnung des deutſch
ſpaniſchen Handelsvertrages,

die in dem Handelsvertragsausſchuß des deutſchen
Reichstages mit 17 gegen 5 Stimmen erfolgte, iſt aber
mals ein ſchlagender Beweis dafür, welche Diſziplin
loſigkeit unter den Regierungsparteien, beſonders aber
in der Deutſchnationalen Volkspartei herrſcht. Wäh
rend die Sozialdemokraten aus naheliegenden taktiſchen
Gründen ſich der Abſtimung enthielten, während ferner
die Vertreter der Deutſchen Volkspartet, des Zentrums
und der Demokraten geteilt ſtimmten, je nachdem ſie
den für oder gegen den Abſchluß des Vertrages
prechenden Momenten den Vorzug gaben, lehnten mit
er Bayeriſchen Volkspartei und der Wirtſchaftlichen

bietet die neue Miniſterliſte in keiner Weiſe: es iſt das
letzte Kabinett Marx, nur daß der Kabinettchef ſelbſt

Vereinigung die Deutſchnationalen geſchloſſen den
Handelsvertrag ab. Es iſt klar, daß die Deutſchnatio

nalen gar zu gern die Vorteile, die ſie früher als dema
gogiſche Oppoſitionspartei genoſſen, jetzt auch als Re
gierungspartei weiter für ſich in Anſpruch nehmen
möchten. Jhnen würde es ſo paſſen, wenn alle irgend
wie unpopuülären Geſetze mit Hilfe der anderen Par
teien durchgebracht würden, während ſie ſelbſt von der
Verantwortung freibleiben. Aber dieſe Taktik wird
ihnen nicht glücken, ſie haben ja auch bisher ſchon da
mit Schiffbrüch erlitten. Es ſei nur an den ſiameſiſchen
Handelsvertrag erinnert, gegen den die Deutſchnatio
nalen erſt mit hohen Tönen loszogen, während ſie
nachher kleinlaut für ihn ſtimmten, als ſie ſahen, daß
die Linke ihnen die Entſcheidung über die Ablehnung
zuſchob. Darum iſt das Schickſal des ſpaniſchen
Handelsvertrages auch noch keineswegs mit der Ab
ſtimmung im Ausſchuß beſiegelt. Jm Plenum werden
die Deutſchnationalen auch bei dieſer Gelegenheit
wieder zu zeigen haben, ob ſie nicht anders können

Hie deutſche Handelspolitik
Die deutſche Handelspolitik bewegt ſich noch immer

mühſam zwiſchen den Hinderniſſen, die ihr, ſoweit
Deutſchland dabei in Frage kommt, von den Rechts
parteien in den Weg geworfen werden. Den Ver
trag mit Siam ſuchten die Deutſchnationalen durch
eine hinterhältige Politik im Plenum zu ſtören. Erſt
als die republikaniſchen Parteien ernſt damit machten,
den Deutſchnationglen die volle Verantwortung zuzu
ſchieben, fielen dieſe um und konnten auch anders. Bei
den Beratungen über den ſpaniſchen Handels
vertrag verſuchen ſie ein ähnliches Manöver. Glücken
wird ihnen dieſes auch nicht. Unter dem Druck der
jetzigen Regierungsparteien hält die Reichsregierung
noch immer mit einer Veröffentlichung des vorläufigenHandelsabkommens mit Frankreich
zurück und zögert auch mit der Vorlage der kleinen
Novelle zum Zolltarif. Der Grund dazu liegt
offenbar darin, daß die Rechtsparteien gar zu gern
ſchon in dieſe Novelle die Ge treidezölleeinſchmuggeln möchten, während die Reichs
regierung geſonnen ſcheint, ſich dieſe für eine um
faſſende Reviſion des Zolltarifs aufſparen zu wollen.

Die Stimmung in den Rechtsparteien iſt deshalb
gegenüber der Regierung Luther-Streſemann eine
ziemli froſtige. Das Sicherheitsangebot
Streſemanns betrachten ſie mit ſüßſaurer Miene.
Jn Preußen ſcheint das Spiel glatt verloren zu
ehen. Die Sparer haben ſie betrogen, weil
e ihre Verſprechungen nicht halten wollten. Und nun

ſollen ſie auch noch auf die Getreidezölke ver
zichten Dann fliegt ihr ganzer bisher zur Schau ge
tragener Patriotismus zum Fenſter hinaus. Die
Regierung LutherStreſemann wird unter dem Appetit
ihrer Freunde zuſammenbrechen,

Auf dem Bahnhof,
in der Wirtſchaft,

Awoltuten!

in n in der Leſehalle uſw.
überall verlangt euren

„Politiſchen Wegweiſer“!
Macht Freunde und Bekannte bei jeder Ge
legenheit auf euer Partei Wochenblatt auf
merkſam und werbt neue Leſer! Verlangt
Propaganda Nummern von dem Verlag und
gebt dieſe an Intereſſenten weiter! Jn jeder
Nummer iſt ein Beſtellſchein abgedruckt, der

nur ausgeſchnitten und ausgefüllt dem Brief
träger übergeben zu werden braucht.

Alle müſſen helfen dann gelingt's!

Die Grundſchulfrage
iſt im Reichstage durch namentliche Abſtimmung, bei
den Rechtsparteien und Zentrum für den Geſetz
entwurf, der ſchon nach 3jährigem Beſuch der Volks
ſchule ein Aufrücken in eine höhere Schule geſtaättet,
ſtimmten, erledigt worden. Alle Anträge, auch un
bemittelten Kindern die frühere Zulaſſung zu einer
mittleren und höheren Schule durch Bereitſtellung
ſtaatlicher Mittel zu gewähren, wurden vorläufig da
durch leider unwirkſam gemacht, daß ſie dem Haus
haltsausſchuß überwieſen wurden.

Fragen der Zivildienſt

berechtigung.
ſind jüngſt im Kriegsbeſchädigten Ausſchuß des Reichs
tags erörtert worden. Auf Anfrage des demokratiſchen
Abg. Schuldt erklärte der Regierungsvertreter, daß in
einer demnächſt zu erwartenden Novelle zum Reichs
verſorgungsgeſetz die Frage des Rechtsanſpruchs auf
Zivilſtellung erneut werde zur Erörterung geſtellt
werden. Auf eine weitere Anfrage des Abg. Schuldt
betr. Beförderung der in Gruppe V angeſtellten Zivil
dienſtberechtigten alter Art nach Gruppe VI erklärte
der Vertreter der Reichspoſt, daß die Beförderung von
etwa 1000 Anwärtern im Laufe d. J. ſtattfinden werde.

e

Beſchleunigung der Steuerreform
Jm Steuerausſchuß des Reichstages beſchäftigte

man ſich mit der beantragten Erhöhung des ſteuer
an Lohnbetrages von 60 auf 100 Mark mit Wir
ung vom 1. April. Abg. Dr. Fiſcher (Dem) trat

grundſätzlich dafür ein, daß die Frage der Erhöhung
des ſteuerfreien Lohnbetrages vor Verabſchiedung der
geſamten Steuerreform erledigt werden müſſe und
ebenſo für eine Ermäßigung der Umſatzſteuer. Schon
die jetzigen Schätzungen der vorausſichtlichen Steuer
eingänge ließen erkennen, daß die verlangten Er
mäßigungen Platz greifen könnten, ohne daß dadurch
der Etat in Not komme. Die wirtſchaftliche Lage ver
lange, daß ſo ſchnell wie möglich damit aufgehört
werde, mehr Steuern aus der Wirtſchaft heraus
züziehen, als Reich, Länder und Gemeinden unbedingt

erfordern. Die Regierung beſtritt nicht die Dringlich-
keit der bezeichneten Materien, blieb aber dabei, daß
ſie vorläufig nicht in der Lage ſei, über die Anträge zu
verhandeln. Daraufhin wurde der Antrag gegen die
Stimmen der Sozialdemokraten und Demokraten ver
tagt, aber eine Entſchließung der demokratiſchen Abgg.
Dr. Fiſcher und Schneider angenommen, welche die Re

gierung auſfordert, alle Vorbereitungen zu treffen, daß
vor der Grkedigung der geſamten Steuerreform dring
liche Materien, insbeſondere Lohnſteuer, Umſatzſteuer
und Steuerüberleitung 1924/25, in Form eines Not
geſetzes verabſchiedet werden th.

LhE u den Parteien

Der Parteiausſchuß der Deutſchen
Demokratiſchen Partei

trat am Sonntag mittag in Berlin zu einer auch
aus dem Reiche ſehr gut beſuchten Tagung zu
ſammen, um zu der Frage der Präſidentſchaftskandi
datur Stellung zu nehmen. In dem Referat, mit dem
Reichsminiſter a. D. Koch die Verhandlungen ein
leitete, ſprach der Redner zunächſt der Partei den
Dank aus für die im o gemeinen befriedigende, in
mehreren Wahlkeiſen ſogar außerordentlich gute
Wahlbeteiligung. Der Hauptdank aber gebühre unſerm
Kandidaten Hellpach. Unter wiederholtem leb
haftem Beifall aller Anweſenden gedachte Abg. Koch
mit herzlichen Worten der Anerkennung der mutigen
und aufopferungsvollen Leiſtungen des demokratiſchen
Kandidaten. Da Dr. Hellpach der Sitzung des Partei
ausſchuſſes nicht beiwohnen konnte, ſo beauftragte der
Ausſchuß den Vorſitzenden, ihm ein Danktelegramm zu
überſenden. Abg. Koch gab dann einen Ueberblick über

behandelte beſonders die von den Demokraten herbei
geführten und geförderten Schritte zur Aufftellun
einer Einheitskandidatur, Schritte, die namentli
durch die Quertreiberei der Deutſchen Volkspartei er
folglos gemacht worden ſind, und ſchloß mit einer
warmen Empfehlung der Kandidatur Marx. Nach
einer eingehenden Ausſprache, in der vor allem die auf
kulturpolitiſchem Gebiet liegenden Bedenken gegen eine
Zentrümskandidatur zur Geltung gebracht würden,
wurde folgende Entſchließung angenommen:

„Der Parteiausſchuß ſpricht dem Kandidaten des
erſten Wahlganges, Herrn Stäatspräſidenten Hellpach,
noch einmal den wärmſten Dank aus für die Ueber
nahme der Kandidatur und für ſeine kräftige Führung
des Wa lkampfes. Die Verkörperung des politiſchen
und Weltanſchauungsgehalts des demokratiſchen Pro
gramims, die offene Führung des Wahlkampfes auf
dem Boden unſerer Partei durch eine Perſönlichkeit
von der geiſtigen Bedeutung Hellpächs iſt ein dauernder
Erfolg für die deutſche Demokratie.

Alle Verſuche, für den zweiten Wahlgang eine Ge
meinſchaftskandidatur aller ſtaatsfreundlichen Parteien
zuſtandezubringen, ſind von uns unterſtützt worden,
ſcheiterten aber an der Ablehnung durch faſt ſämtliche
Parteien, ſowohl rechts als links Unter dieſen Um
ſtänden und angeſichts der dem Reiche und Volke
von außen und innen drohenden Gefahren war die
Weimarer Koalition die einzig mögliche feſte Grund
lage für die Kandidatur eines Präſidenten, der die
Gewähr bietet für eine Sicherung der Reichsverfaſſung,die Fortführung der bisherigen Außenpolitik b hen

Wiederaufbau einer e e Wehr Wirtſchaft. Der
Parteiausſchuß billigt den Beſchluß des Vorſtandes,
betr. die Verhandlungen einer Kandidatur Marr,
und erblickt in Marx den Gemeinſchaftskandidaten des
Volksblocks. Er fordert die Organiſationen der Partei
auf, mit aller Kraft die Wahl des Kandidaten der ver
faſſungstreuen Parteien zu fördern.“

Ueber die beiden Teile der Entſchließung wurde ge
trennt abgeſtimmt; der erſte Teil (Dank an Hellpach)
wurde einſtimmig, der zweite (Billigung der Kandi
datur Marx) mit übergroßer Mehrheit angenommen.
Es folgte dann noch ein a des Abg. Erkelen
über die Organiſation der Präſidentſchaftswahl. Auch
e ſchloß ſich eine Ausſprache, in der noch eine

eihe von ergänzenden Vorſchlägen zur Erwägung
unterbreitet würden. Darauf ſchloß die ſtellvertretende
Vorſitzende Frau Dr. Väumer, die anregend verlaufene
Sitzung des Parteiausſchuſſes.

Zugunſten der Sthwerkriegs
beſchädigten

hat die demokratiſche Reichstagsfraktion
beantragt, die Reichsregierung zu erſuchen, die An
ſtellungs verhältniſſe der Schwerkriegsbeſchädigten
innerhalb der Reichsverwaltung allgemein nachzu
prüſen mit dem Ziel, ſie in möglichſt großem Umfange
in das Beamtenverhältnis zu überführen. In gleicher
Weiſe wolle die Reichsregierung auf die Länder und
Gemeinden ſowie auf die deutſche Reichsbank und die
Deutſche Reichsbahngeſellſchaft einwirken und die
Durchführung dauernd überwachen.

Tarifermäßigung für das Jugend
wandern!

Da die Deutſche Reichsbahngeſellſchaft im Verfolg
ihrer in mehrfacher Beziehung ſeltſamen Tarifpolitit
dazu übergegangen iſt, durch Aufhebung bisher zu
gebilligter Tarifermäßigungen das für die Geſund
erhaltung der Jugend ſo unentbehrliche Jugend
wandern in bedenklicher Weiſe einzuengen, hat die
demokratiſche Fraktion im Reichstage die
Anfrage geſtellt. Ob die Reichsregierung gewillt iſt,
alsbald die Geſellſchaft Deutſche Reichsbahn zu ver
anlaſſen, bei ihrer Tarifgeſtaltung u. a. auch auf die
Förderung des Jugendwanderns weiteſtgehende Rück
ſicht zu nehmen.

Wohnungsweſen und Mieterſchutz
Der demokratiſche Abgeordnete Bill betonte bei

der Beratung der Anträge über Wohnungsweſen und
Mieterſchutz, daß die Beibe haltung des Mie-
terſchutze s notwendig ſei, vor allem im Jntereſſe
der kleinen Gewerbetreibenden, die ſchon jetzt oft zum
Abſchluß von Mietsverträgen mit weit höheren Mieten
als vor dem Kriege genötigt würden. Natürlich müßten
auch die berechtigten Jntereſſen der Hausbeſitzer ge
wahrt werden; es könne aber nicht zugelaſſen werden
daß die Hausbeſitzerorganiſationen die Mieten weit
über den Friedenspreis hinaus ſteigern.

Der Reichstag nahm ſodann einen Antrag an, der
die Vorlegung von Geſetentwürfen zur
Abänderung des Reichsmietengeſegtzes,
des Mieterſchutz geſetzes und des Woh
nungsmangelgeſetzes bis ſpäteſtens 30. April
dieſes Jahres verlangt.

Die Rechtsparteien gegen die
Funglehrer.

Mit Hilfsmaßnahmen gegen die Junglehrernot hat
ſich der Bildungsausſchuß des Reichstages dieſer Tage
ausführlich befaßt auf Grund eines Antrages des
demokrätiſchen Abg. Rönneburg, in den
Reichshaushaltsplan einen Fonds von 10 Millionen
Mark einzuſtellen, um erwerbsloſen Junglehrerkräften
die Möglichkeit einer planmäßigen praktiſch-päda
gogiſchen, wiſſenſchaftlichen und ſozialen Fortbildung
zu geben. Abg. Rönnebüurg ſchilderte eingehend die
ſchlimme Lage der ſtellen und erwerbsloſen Jung
lehrer und Junglehrerinnen, deren Zahl z etwa
30 000 geſchätzt werde. Die Hauptgründe des Lehrer
überfluſſes ſeien in der nicht ausreichenden Schaffung

den Verlauf der Dinge vor und ſeit dem 29. März
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zu rechtfertigenden Schulabbau zu ſuchen. Tauſende
von Junglehrern ſeien berufsfremd und in allen mög
lichen Berufen zu finden. Tauſende weitere ſeien gänz
lich erwerbslos und oft der allerbitterſten Not preis
gegeben. Es ſei Pflicht des Reiches, in Verbindung
mit den Ländern und Gemeinden Hilfe zu leifſten. Jn
der Ausſprache wurde allgemein die Notlage der Jung
Jehrer anerkannt; trotz der ſchlagenden Begründung
durch den Antragſteller wurde aber der Antrag Rönne
burg von den Regierungsparteien ab

e lehnt Gibt es noch Junglehrer, die den
eutſchnationalen vder der Deutſchen Volkspartei an

gehören
SSJ

Die Rechtsparteien gegen die
Beamten.

Jm Hauptausſchuß des Reichstages wurden kürzlich
die abgebrochenen Verhandlungen über die rig
von Notmaßnahmen für die Beamten der Gruppen
bis VI, die gemäß dem Antrag des demokratiſchen
Abg. Schuld t einen weiteren Zuſchlag zum Grund
i in Höhe von 7 Prozent erhalten ſollten, fort
eſetzt. Die Regierungsparteien hatten dagegen einen
ntrag auf Erhöhung des Wohnungsgeldes von 85 auf

95 Prozent des planmäßigen Wohnungsgeldes ein
gebracht. Die Regierung und das Reichsverkehrs
miniſterium erklärten den Antrag Schuldt wegen
der Folgen (Erhöhung der Eiſenbahntarife und
der Warenpreiſe) für untragbar. Abg. Schuldt legte an
der Hand des Finanzberichtes der Reichsbahn dar, daß
die finanzielle Lage der Bahn die Durchführung der
Mehrausgabe ohne Tariferhöhung geſtatte. Auch
widerlegte er die Ausführüngen des Redners der Deut
ſchen Volkspartei, daß durch den demokratiſchen An
trag eine Verzögerung der Aufbeſſerung gebracht
werde. Man werde am Schluß der heutigen Beratung
feſtſtellen daß die Regierungsparteien auch jetzt nicht
gewillt ſeien, dem demokratiſchen Antrag, der äußerſt
beſcheiden ſei, zuzuſtimmen. Abg. Dietrich Baden
(Dem.) hielt der Reichsbahn ihre unrichtige Finanz
gebarung vor und vertrat den Standpunkt, daß man zu
den 40 Millionen Mark, die die Aufbeſſerung des Woh
nungsgeldes koſten, noch 36 Millionen zulegen ſolle,
dann ſei dem demokratiſchen Antrag entſprochen. Man
könne ernſtlich nicht behaupten, daß es unmöglich ſet,
den geforderten Betrag bereitzuſtellen. Trotz allem
wurde aber ſchließlich der demokratiſche An
trag mit den Stimmen der Regierungs
parteien abgelehnt. So ſieht die „Fürſorge“
aus, die Deutſchnationale und Volkspartei für die Be

amten übrig haben.

Weiterer Rückgang der Kommu

niſten in Mitteldeutſchland.
Was das Ergebnis des erſten Wahlganges der Prä

ſidentenwahl durch den ſtarken Rückgang der kommu
niſtiſchen Wählerſtimmen bereits deutlich gezeigt hat,
ſetzt ſich im kommuniſtiſchen Lager weiter fort. Trotz
aller Ein und Aufpeitſchung für eine Pro
paganda der Tat durch Agitatoren männlichen und
weiblichen Geſchlechts in den Betrieben und in Ver
ſammlungen mehren ſich die Anzeichen dafür, daß bis
herige Anhänger des Kommunismus' ſich öffentlich
von ihm losſagen. Ein beſonders ſtichhältiger Beweis
dafür iſt der Uebertritt von drei bisherkommüniſtiſchen Provinziallandtags

ab geordneten zur Sozial demokratiſchenPartei Zwei von den Uebergetretenen ſind im Reg
Bez. Merſeburg und einer im Bezirk Magdeburg ge
wählt. Für das Stimmenverhältnis im Sächſiſchen
Provinziallandtage ſind dieſe Uebertritte dadurch be

Deutungsvoll, daß nunmehr Rechtsblock und Kommu
niſten zuſammen nur noch über ein Mandat mehr als

die republikaniſchen Parteien verfügen. Jm übrigen
wird dieſe offene Abkehr von Provinziallandtags
abgeordneten vom Kommunismus auch ſicherlich nicht
ohne Einfluß auf ſeine bisherige Anhängerſchaft in den
Betrieben bleiben. Die Zahl der n ver
ringert ſich zuſehends.

Nur eine Lappalie?
Nach dem Ableben des Reichspräſidenten Ebert

ſchrieb in der „Höheren Töchterſchule in
Sprottau eine Schülerin eine den Toten verun
e Bemerkung an die Klaſſenwandtafel. Dieolge war, daß dieſe Schülerin auf Beſchluß der

a eeſe mit ſofortiger Wirkung von der
Anſtalt verwieſen wurde. Ueber dieſen Vorfall be

richtet auch das Organ nationaler Frontſoldaten in
Halle, „Der Alte Deſſauer“ in ſeiner Nr. 14 und äußert
fich dazu u. a. wie folgt:

Es iſt mehr als albern, wegen einer ſolchen
Lappalie ein Hochgericht in Szene zu er wie

es das Lehrerinnenkollegium der höheren Töchter
ſchule zu Sprottau für nötig hielt. Wir bedanken

uns m ſolche Pädagogik!“
Es iſt kaum möglich, tiefſte Geſinnungs
ro heit kraſſer zum Ausdruck zu bringen, als es hier

in dürren Worten von einem angeblich „national“ ge
Ieiteten Blatte geſchieht. Kann man ſich wundern, wenn
unter ſolchen Umſtänden ſchon Kindern, die ein der
artiges Blatt in die Hände bekommen, die Ehrfurcht

vor dem Tode aus dem Herzen geriſſen wird? Und
ſolch Blatt will deutſche und nationale

ZJntereſſen vertreten und unſere Jugend
in Sitte und Anſtand beraten

Ganz einverſtanden!
Jn der vorigen Nummer haben wir in unſerem

Rückblick auf den 1. Wahlgang um die Reichspräſi
dentſchaft“ das Verhalten des Jarres Ausſchuſſes und
ſeiner Wahlhelfer geſchildert, die alles irgendwie Er

reichbare, Anſchlagſäulen, Schaufenſter, Haustüren,
Laternenpfähle uſw., mit Jarresbildern bepflaſterten
und dadurch eine Rückſichtsloſigkeit gegen fremdes
Eigentum bekundeten, die an Frechheit kaum mehr
übertroffen werden kann. Wir haben weiter darauf
hingewieſen, daß dieſe Jarreskolonnen ſogar mit
Zetteln in ſchwarzrotgoldener Umrandung
ausgerüſtet waren, die Barmat und die republikani
ſchen Parteien in einem Atem nannten und die durch
die ſchwarzrotgoldene Umrandung den Anſchein
erwecken ſollten, als ob ſie von den republika

niſchen Parteien ſelbſt ausgegeben ſeien. Alſo ſelbſt
vor dem Mittel einer gemeinen Täuſchung ſchreckte
man im Rechtsblock nicht zurück. Gewundert haben
wir uns dabei im ſtillen, daß Hausbewohner und vor
allem Geſchäſtsleute ſich dieſes Treiben der Jarres
Horden gefallen ließen. Jetzt geht uns dazu von dem
Verband des Einzelhandels, Geſchäfts
ſtelle Halle, nachſtehende Aeußerung zu:

„Jm Wahlkampf um die Präſidentſchaft hat ſich
auch wieder unangenehm bemerkbar gemacht, daß

an den Außenwänden der Läden, insbeſondere an
den Fenſterſcheiben und Türen, kleine Wahlzettel
angekleht worden ſind. Einmal wird durch das

ſtand wurde dur uruDaran ſchließen erg

e e E. Der
Ankleben das Ausſehen der Geſchäfte verunſtaltet.
Außerdem muß der Ladenbeſitzer die Zettel mit
vieler Mühe entfernen laſſen. Dadurch werden An
ſtrich und Politur der Scheiben beſchädigt. Die in
unſerem Verbande vereinigten Geſchäftsleute ſind
nicht gewillt, ſich länger dieſen Unfug gefallen zu
laſſen und bitten ganz energiſch, die Mitglieder der
Parteien darauf aufmerkſam zu machen, daß künftig
derartige Handlungen zur Anzeige gebracht werden.
Soweit etwa das Ankleben auf Veranlaſſung der
Parteien geſchieht, werden wir den Vorſtand für
ſolche Zuwiderhandlungen der Mitglieder verant
wortlich machen.

Hochachtungsvoll
Verband des Einzelhandels e. V.

(Unterſchrift.)

Wir vegrüßen es, daß die halliſchen Geſchäftsleute
endlich willens ſind, ſich gegen die Frechheiten der
Wahlhelfer ſogenannter vaterländiſcher Verbände
energiſch zur Wehr zu ſetzen. Auch wir werden künftig
geeignete Maßnahmen treffen, um dieſem Treiben der
Wahlhelfer des Rechtsblocks ein Ende zu bereiten,
und hoffen dabei zugleich auf energiſche Mithilſe der
zuſtändigen Behörde. Eins aber möchten wir gleich
zeitig zu betonen nicht unterlaſſen: Wird ein ſolcher
„vaterländiſch“ inſpirierter Jüngling (und es ſind
ſogar Mädchen bei gleichem Tun bepbachtet worden)
auf friſcher Tat gefaßt, dann mögen ſich die Eltern
über die Behandlung, die ihren Sprößlingen zuteil
werden wird, nicht wundern. Denn auch wir haben
es ſatt, die Plakate und Schilder unſerer Partei von
ſolchem Wahlhelfergeſindel weiter beſchmieren zu
laſſen.

Zum Tariſſtreit im Vankgewerbe.
Die in einigen Zeitungen verbreitete Nachricht,

daß über die Zulaſſung der großen Angeſtelltenſpitzen
organiſationen zum Reichstarifvertrag für das Bank-
gewerbe durch das von dem Reichsarbeitsminiſter ein
berufene, aus vedeutenden Sozialpolitikern beſtehende
Sonderſchiedsgericht endgültig entſchieden wird, trifft
nicht zu. Ueber die Geltungsdauer des Schieds
ſpruches muß unter den beteiligten Parteien noch
eine Vereinbarung getroffen werden. Die zurzeit in
einzelnen Bankbetrieben vorgenommene Abſtimmung
über die Verbandszugehörigkeit der Bankangeſtellten
ergibt bezüglich der Verbandsverhältniſſe kein klares
Bild, da nur ein Teil der unter den Reichstarifvertrag
fallenden Betriebe von der Abſtimmung betroffen
wird. Jm übrigen iſt nach wiederholten ſchriftlichen
Erklärungen des Herrn Reichsarbeitsminiſters die
Mitgliederzahl einer Arbeitnehmerorganiſation für
e Befugniſſe, Tarifverträge n ohne jede
Bedeutung, ſo daß auch aus dieſem Grunde die vor
genommene Teilabſtimmung für die Entſcheidung des
Schiedsgerichtes nicht ausſchlaggebende Bedeutung
haben kann.

Aus den Vereinen

Deutſch- demokratiſche Frauen
gruppe Halle.

Am 3. April fand die Vorſtandswahl ſtatt. Der Vor
einſtimmig wiedergewählt.
Gräfin Dohna über die

politiſche Lage, beſonders über die Preußenkriſe und
die bevorſtehende zweite Reichspräſidentenwahl. Eine
lebhafte Ausſprache folgte
Jungdeutſhet Aden und Reihöbannet.

Wir geben gern nachfolgendem Flugblatt des
Jundeutſchen Ordens in unſeren Spal
ten Raum, da hier zum erſten Male von der
rechten Seite dem Reichsbanner Achtung
entgegengebracht wird. Der Jungdo irrt freilich
in zwei entſcheidenden Punkten. Zum erſten ſteht
das Großkapital und ſeine Preſſe nicht dem
Reichsbanner und den hinter m ſtehenden
Parteien, ſondern dem Jarresblock zur Ver
fügung, was der 1. Wahlkampf für den Reichs
präſidenten zur Genüge bewieſen haben dürſte.
Zum anderen aber iſt es nicht ein Erfolg der
„nationalen Bewegung“, daß der Geiſt Arndts
und Hoffmanns v. Fallersleben im Reichs
banner lebt. Arn d t und Hoffmann v. Fal
lersleben waren überzeugte und begeiſterte
Demokraten, und demokratiſcher und daher
nationaler Geiſt weht in den Reihen des Reichs

banners. Wohl der bedeutendſte Erfolg der
Wiedereinführung der alten geſchichtlichen Far
ben deutſcher Einheit iſt der, daß die ſozialiſti
ſchen Maſſen ihre ſtaatsfeindliche und Klaſſen
kampf Stellung überwunden haben und An
hänger der nationalen Demokratie geworden
ſind. Sie haben die rote Fahne gegen die
ſchwarzrotgoldene eingetauſcht. Es iſt erfreulich,
daß die geſchichtliche und nationale Bedeutung
und Aufgabe dieſer Farben endlich auch auf der
rechten Seite gewürdigt zu werden beginnt. Wir
wollen hoffen, daß mit dieſer Erkenntnis die
Verunglimpfung unſerer Reichsfarben ein Ende
haben dürfte. Jedes Zeichen eines Verſöhnungs
willens werden wir ſtets freudig begrüßen und

warm erwidern, zumal es die Aufgabe unſerer
Partei iſt, Brücken zu ba uen. Wir tun dies
um ſo lieber in der Stillen Woche, in der
wir gern, inmitten des Parteikampfes, Verſöh
nungsgedanken Raum geben. Schriftl.

„Gchwarzrot-gold und wir.
Jn dieſen Tagen hielt das Reichsbanner Schwargrotgold, der Bund der republikaniſchen Frontſodaten

ſeine erſte Reichstagung ab. Namhafte Maſſen deutſcher

Männer aller Stände, in der überwiegenden Mehrheit
aus der deutſchen Arbeiterſchaft, haben ſich zu einer
Tagung zuſammengefunden, deren Eindruck ſicher in
tauſenden von Herzen eine neue Schwungkraft für neues
Geſchehen ausgelöſt hat. Es wäre Narren gleich, die
Kritik eines ſolchen Tages durch die Partei oder
Farbenbrille beeinträchtigen zu laſſen. Wer Deutſch
land liebt, der muß auch ſeine Deutſchen lieben, wenn
gleich die politiſchen Gegenſätzlichkeiten oft zu herben
Gegenſätzen im Jnnern unſeres Landes zwingen Der
große Tag des Reichsbanners zeigt ein anderes Ge
präge, als es die Anſammlungen derſelben Maſſen im
vergangenen Halbjahrzehnt wieder vor unſeren
Augen entrollt hat. Zum erſten Male ſtand n t die
marziſtiſche Flut des Haſſes, die Seſbſtſucht einzelner
Parteien, ſondern der Glaube an das Deutſche Reich
und ein Wort von der Verſöhnung des deutſchen Vol
kes im Bordergrunde. Es bleibt nur zu bedenken, wie
weit ſolche Handlungen in der heutigen, von Dunkel
männern beherrſchten Zeit das ehrliche Wollen der
Sprecher td der breiten Maſſen ausdrücken, und wie
weit es jene verflachte Taktik iſt, mit der geſchickte
Drahtzieher heute die Maſſe regicren. Das Reichs

banner Schwarzrotgold iſt in den Augen der Maſſe
welche zu ſeinen Fahnen ſtrömten, eine Bewegung zum
Schutze der Republik Die Arbeitermaſſen, die im
Gleichſchritt über Magdeburgs Straßen marſchierten,
betrachten es zum großen Teil aus ehrlichem Herzen
heraus als die Schutzorganiſation für ihre ſelbſtändige
Stellung in Staat und Geſellſchaft. Wer wollte etwas
dagegen ſagen, wenn dieſe Schutzorganſation nebenbei
die Erhaltung des Deutſchen Reiches und die Ver
ſöhnung des deutſchen Volkes an die Spitze ihres Wol
lens ſtellte, wie die Berichte der Magdeburger Tage
es beſagen. Wir aber, die wir gang anders denken, als
die großkapitaliſtiſche Preſſe, welche dem Reichsbanner
atr Verfügung ſteht, müſſen notwendigerweiſe von denſchwerſten Bedenken erfüllt ſein, wenn wir die Entwick

lung der Verhältniſſe gerecht und ohne jede Vorein
genommenheit betrachten. Die genannte Preſſe bezeichnet
uns als die Feinde der Arbeiterſchaſt, wenigſtens als
die Feinde der ſozialiſtiſchen Arbeiterſchaft. Aber wir
ſind in keiner Weiſe die Feinde der Arbeiterſchaft,
ſondern es klingt wie ein Hohn wir ſind in
Wirklichkeit die Feinde ihrer Nutznießer und Aus
beuter. Wir wiſſen, daß auf Grund der unſeligen ge
ſellſchaftlichen Verhältniſſe der Vorkriegszeit in der
geiſtigen Führerſchaft der deutſchen Arbeiterſchaft die
größten Verräter derſelben ſitzen. Viele herabgekom
mene und gewiſſenloſe Mitglieder der bürgerlichen Ge
ſellſchaft nutzen ihre größere Geriſſenheit, Klugheit und
Bildung dazu aus, die deutſche Arbeiterſchaft hinter
verſchloſſenen Türen zu verraten. Während ſie mit
Worten die Unruhe dieſer Arbeiter beſchwichtigen,
lenken ſie ihre Taten auf Verrat. Dieſe Kreaturen, die
man heute gern als Barmatnaturen bezeichnet, haben
ſeinerzeit die deutſche Arbeiterſchaft auf dem Wege
über die Partei und über die Parlamente auf das
grengenloſeſte betört Und verraten. Während ſie die
Arbeiterſchaft zum Kampfe gegen den Kapitalismus
aufriefen, ſtand und ſtehen ſie in den Dunkelkammern
der Politik Arm in Arm mit dem internationalen
Rieſenkapitalismus. Dann kam eine Zeit, in der der
deutſche Arbeiter anfing, den Verrat einzuſehen, und
ſo wandte er ſich mit einem inneren tiefen, unbewußten
Greuel von der Partei ab. Da drohte jenen Drahtziehern im Hintergrunde das Ende ihrer politiſchen t
Geſchäfte. Der nutznießende internationale Kapitalis
mus ſpürte, wie die deutſchen Arbeiterbataillone ſich
immer mehr aus dem Verhältnis der Söldnerſchaft zu
ihm löſten. Deshalb, ſo fürchteten wir in unſeren ehr
lichen Bedenken, ſetzten ſich die alten Drahtziehen für
die Bildung des Reichsbanners Schwarzrotgold mit
allen Mitteln ein. Man gab der Sehnſucht und dem ehr
lichen Willen des deutſchen Arbeiters nach der Wieder
geburt ſeines Staates und ſeiner Volksgemeinſchaft
freien Raum und begnügte ſich damit, den Organismus
in der Hand zu behalten. Wenn alſo der Geiſt des
Reichsbundes auch notgedrungen nach Loslöſung des
fünften Standes, im Anſchluß an die Revolution, ein
anderer wurde als der der bisherigen Organſſation,
ſo blieben durch die geſchickte Anordnung eines Reichs
ausſchuſſes viele Perſonen die Alten und ſo wär
die gefährliche Bewegung in der deutſchen Arbeiterſchaft
ab gefangen. Nur milhſam und nur unter dem ſchweren
Druck der nationalen Bewegung haben ſich die Draht
zieher von geſtern bereit erklärt, jenen Geiſt zuzukaſſen
und zu ſanktionieren, der auf der Magdeburger Tagung
zum erſten Mäle von dieſen Maſſen geprägt würde.
Wer heute noch den Mut beſitzt, nicht nur um die Zu
ſtimmung ſeiner eigenen Freunde zu buhlen. und wer
noch frei ſein kann, vom Wahn und vom Wahnterror
der einen oder der anderen Seite, der kann nicht ab
leugnen, daß der Geiſt, der die Maſſen von Magdeburg
einte, und der Rhythmus des Gleichſchrittes von Zehn
tauſenden von deutſchen Männern ein deutſches Ereig
nis iſt. Der Geiſt der Gemeinſchaft, der kraftgebärende
Schwung des Korpsgeiſtes iſt auch in dieſer Form eine
Fortſetzung der ſittlichen Tat von 1914. Wohl ſtehen
auch in dieſen Maſſen Kolonnen, die nur der Haß des
Marrismus, der Haß gegen eigene Volksgenoſſen zu
ſammendrängt und zuſammenzwängt. Aber es ſtehen
auch Männer da, die von der Morgenröte einer neuen

Zeit ahnen und in denen ſich ein neuer Geiſt ans Licht
ringt. Nur die Formen ſind noch unerkannt. Und
immer wieder muß ſich bei dem Beobachter und Kritiker
die Ueberzeugung durchringen, daß in jenen Maſſen
zwei Weltanſchauungen leben.

Was die Berichte ſagen, iſt deutſcher Geiſt. Wenn
der Geiſt eines Arndt heute gefeiert werden kann in
dieſen Maſſen, ſo iſt das ein Erfolg. Dieſer Erfolg iſt
von der nationalen Bewegung errungen. Denn wenn
es derſelben auch nicht gelang jene Maſſen für ſich zu
gewinnen, ſo hat ſie doch den Organismus jener Maſſen
gezwungen, wenn er nicht untergehen wollte, den Geiſt
von Arndt anzuerkennen. Wenn heute dieſelben Maſſen
ein gewaltiges Bekenntnis zum Reichsgedanken ab
legten und unter den Klängen des Deutſchlandliedes
ſich vereinen, die noch vor Jahren im Banne der Ver
derber Deutſchlands ihr eigenes Vaterland ſchmähten,
ſo iſt dies ein gewaltiger Sieg auf dem Wege zur na
tionalen Erneuerung Deutſchlands. Bei einer weiteren
Entwicklung in dieſem Sinne wird das deutſche Volk,
wenn es auch in zwei getrennten Lagern marſchiert,
einmal zu der Frage übergehen, was denn eigentlich
das Trennende noch iſt, das immer wieder das Ge
ſpenſt von Haß und Bürgerkrieg in dem traurigen Reſt
von Friedensgedanken auftauchen läßt. Der Führer
des Reichsbanners Schwarzrot-gold, der Oberpräſi
dent Hörſing, hat öffentlich ausgeſprochen, daß das
Reichsbanner „die Verſöhnung des Volkes wolle Er
hat dieſen Ausſpruch getan, weil die ſeeliſche Ver
e jener Maſſen es forderte Sozialiſtiſches

ührertum hat ja ein feines Empfinden für die ſee
liſchen Wünſche der Maſſe. Damit iſt aber auch dem
Marxismus der Revolutionszeit von dieſem Manne
eine Abſage erteilt worden. Die weitere Entwicklung
und ſein weiteres Handeln als Führer des Reichs
banners wird zeigen, ob dieſes Wort eine lügneriſche
Phraſe oder ein S Wort geweſen iſt und ſein
ſoll. Am Tage von Magdeburg mögen jene dunklen
Drahtzieher gezittert haben, welche ſich vor dem Zu
geſtändnis fürchten, welches ihr Organismus machen
mußte, und in der begreiflichen Furcht, daß die zutage
getretene Arterſcheinung der deutſchen Raſſe die ver
kündete Verſöhnung des Volkes einmal wahrhaftig
wahr machen würde, gießen ſie Waſſer in den Wein

trauens zwiſchen die beiden Lager des deutſchen
Volkes. Sie malen die Metternichſche Reaktion an die
Wand, es klingt zwiſchen den Zeilen heraus, als
wollten ſie ſagen „Nun werdet aber keine Freunde
derer, die ſeit fünf Jahren dasſelbe verkünden, waswir Euch heute ſagen, denn dieſe ſind nur Diener der
Reaktion.“ Mit dieſem Worte ſuchen ſie die Gefahr
einer wirklichen Verbrüderung zu bannen. Und hier
liegt ein Weſenspunkt der ganzen gegenwärtigen Ge
ſchichte Deutſchlands, denn ſo lange es ihnen gelingt,
unter dieſem Schlagwort auf wirklich beſtehende Miß
ſtände, an die die Maſſen glauben können, weil ſie ſie
ſehen und empfinden, hinzuweiſen, bleibt die Schranke
zwiſchen beiden Lagern beſtehen, und das Wort der
der ne wird nicht wahr Symboliſch wurde auf
der Reichsbannertagung der alte Zopf verbrannt und
die Dunkelmänner, welche die Verbrüderung fürchten,
rufen es den begeiſterten Maſſen zu: „Mit dieſem
Symbol wollen wir das andere Lager, nämlich die
nativnale Bewegung treffen.“ So e ſie bewußt
und nur mit dem Willen der Zerſplitterung den An
hängern des Reichsbanners die nationale Bewegung
Deutſchlands mit jener vereinzelten kraſſen, unſozialen

lichkeit nur noch ein Schattendaſein führt. Das aber
iſt in Wirklichkeit die le te Schranke, welche die Maſſen
von Magdeburg von den Maſſen der iationalen Be

der Begeiſterung und werfen den letzten Reſt des Miß

und arbeiterfeindlichen Reaktion gleich, welche in Wirk
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wegung trennt. Es wird daher die Aufgabe der na
tionalen Bewegung ſein, den Staub dieſer Reaktior
von ſich abzuſchütteln und die ganze Ehrlichkeit eine
ſelbſtloſen, Deutſchland liebenden Wollens unverhüll
vor den Augen des gänzen Volkes zu entrollen. Jede
der beiden getrennt marſchierenden Lager, in dem der
deutſche Geiſt noch lebt, wie ſelbſt der Tag von Magde

nommen, deren Erfüllung Verheißung bedeutet. Die
nationale Bewegung hat die unvölkiſche Reaktion zu
überwinden und abzuſtreifen. Die Maſſen von Magde
burg, das Reichsbanner ſchwarz-rot-gold, haben die
dunklen Drahtzieher des internationalen Großkapitale
zu erkennen Und mitſamt ihrer bundesgenöſſiſchen
Weltanſchauung aus ihren deutſchen Reihen zu ver
jagen. Wenn das wahr werden könnte, und wenn die
beiden heute noch feindlichen Heere Deutſchlands zu
dieſem Ziel ſtreben, dann können wir den Blick auf
einen Tag der Verbrüderung richten, von dem das
Glück Deutſchlands, die Wiederherſtellung ſeines Wohl
ſtandes und die Wiedergeburt des Deutſchen Reiches
in ſozialer Gerechtigkeit, Frieden und Eintracht ab
hängen wird.

Jungdentſcher Orden e. V.

Soeben erhalten wir Kenntnis von einem
offenen Brief eines Pfarrers Lüttke, den
er noch als Mitglied des „Jungdeutſchen
Ordens“ an dieſen geſchrieben hat, und der eine
Schilderung über „Jungdo und Volksgemein
ſchaft“ gibt, die ſich keineswegs mit den Worten

den Brief des Pfarrers Lüttke, der bereits vor
einiger Zeit erſchienen iſt, in unſerer nächſten
Nummer zum Abdruck bringen. Schriftl.

Mitteilungen.

„-Pohtihe Wegheiſer

iſt das

offizielle Parteiblatt
der

Deutſchen Demolrauſchen Purte

im Reg.-Bezirk Merſeburg.

Es iſt die Pflicht jedes Partei
mitgliedes, auf ſein Parteiblatt zu
abonnieren. Die Abonnements
gebühr beträgt monatl. nur 61 Pfg.
ift alſo für jeden erſchwinglich.

Der Verein Halle hat bereits
durch Generalverſammlungsbeſchluß

mitglied den Politiſchen Weg
weiſer“ halten muß. Verlag und
Redaktion bitten dringend, daß auch
die Kreisvereine und Ort s
gruppen im Bezirk um
gehend den gleichen Be
ſchluß faſſen.

Die Beſtellung auf den „Politiſchen Weg
weiſer“ hat bei der Poſt oder durch Aebergabe
des in jeder Nummer befindlichen Beſtellzettels
nach deſſen Ausfüllung an den Briefträger zu
erfolgen.

Cusſchneiden! Cusſchneſden!

Poſtanſtalt

En die

Verantwortlich für die Schriftleitung: Freda Marie

Kochanski. Verlag Deutſche DemorratiſcheSinne n her Ka

burg zeigt, hat mit dieſem Tage eine Aufgabe über

des vorſtehenden Flugblattes deckt. Wir werden

beſtimmen laſſen, daß jedes Partei
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